
IN EIGENER SACHE Was sind Satzungen?

Das höchste Organ des Was-
ser- und Abwasserzweck-
verbandes „Elbe-Elster-
Jessen“, die Verbandsver-
sammlung, hat getagt und 
am 19. Dezember 2019 neue 
Satzungen beschlossen. Die 
WAZ sprach mit Geschäfts-
führer Thomas Giffey über 
Gründe und Ziele.

Warum brauchte der WAZV neue 
Satzungen? Die Vorgänger der vier 
in dieser Sonderausgabe veröffent-
lichten Satzungen entstanden in 
den Jahren 1993 bis 2004. Im Laufe 
der Zeit kamen etliche Ergänzungen 
dazu. Bei der Wassergebühren- und 
Beitragssatzung waren wir inzwi-
schen bei der 13. Änderungssat-
zung angelangt. Deshalb haben wir 
diese Satzungen auf den neuesten 
Stand gebracht. Das bringt Trans-
parenz – vor allem für die Bürger 
und Gemeinden.

Ist daraus einem Kunden ein 
Nachteil entstanden? Nein. Ge-
bühren und Beitragssätze haben 
sich nicht verändert.

Warum werden die Satzungen 
jetzt auf diesem Wege über die 
Kundenzeitung in alle Haushalte 
gebracht?  Die Verbandsver-

Der WAZV Jessen investiert 
auch in diesem Jahr wieder 
in sein Abwassernetz. Ab An-
fang März wird das Kanalnetz 
in Steinsdorf neu gebaut. 
Und auch in der Bahnhofstra-
ße in Zahna rücken ab Mitte 
des Jahres die Bagger an. 
Hier kommt es zu einer hö-
hentechnischen Anpassung 
der Schmutzwasserhausan-

schlüsse.

Vier neue Satzungen beschlossen
Verbandsversammlung tagte Ende letzten Jahres

Satzungen sind verbindliche 
Rechtsnormen, die von kom-
munalen Verbänden (beispiels-
weise dem Wasser- und Abwas-
serzweckverband „Elbe-Els-
ter-Jessen“) und Vereinen im ge-
setzlichen Rahmen beschlossen 
werden.

Zum (Bürger)Wohl sorgt der 
WAZV rund um die Uhr an 365 
Tagen im Jahr dafür, dass die 
Kunden zu jeder Zeit frisches, 
sauberes Wasser aus dem Hahn 
zapfen können.

sammlung hat beschlossen, dass 
diese wichtigen Dokumente nicht 
nur im Internet veröffentlicht wer-
den, sondern auch jeden Haushalt 
erreichen sollen. Wir haben dafür 
natürlich unsere Kundenzeitung 
gewählt, weil wir damit ja konti-
nuierlich alle wichtigen Informatio-

Vereine beschließen beispielsweise 
Satzungen, also Vorschriften, in denen 
das Vereinsleben, die Einberufung und 
Durchführung von Mitgliederversamm-
lungen etc. geregelt sind.
Gemeinden und andere Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts (z. B. 
Zweckverbände) haben die Möglich-

keit, bestimmte Rechtsgebiete durch 
sogenannte Satzungen, die von den 
Gemeinderäten (oder Verbandsver-
sammlungen) beschlossen werden, 
zu bestimmen. Es gibt zum Beispiel 
Müllabfuhrsatzungen, Satzungen 
über die Schlachthöfe, Friedhofssat-
zungen und so weiter. Kommunale 

Trinkwasserver- und Abwasserent-
sorger regeln so die Trinkwasser-
versorgung und Abwasserbeseiti-
gung in ihren jeweiligen Gebieten. 
Die Satzungen müssen öffentlich be-
kannt gemacht werden, sodass jeder, 
der daran interessiert oder davon be-
troffen ist, sie nachlesen kann. 

Was würden Sie als wichtigstes 
Ergebnis der Verbandsversamm-
lung vom 19. Dezember bezeich-
nen? Dass wir jetzt im Dienste der 
Bürger über Satzungen verfügen, die 
modernen Ansprüchen genügen. Die 
geben klar Auskunft über die rechtli-
chen Arbeitsgrundlagen des WAZV.

Vielen Dank für das Gespräch!

nen an die Bürger bringen und 
diese zudem kostengünstig ist. 
Unsere Kunden können sich die ak-
tuellen Satzungen abheften und bei 
Bedarf zu Rate ziehen. Bei Fragen 
zu den Satzungen steht natürlich 
auch unser Kundenservice gern für 
Auskünfte bereit.

Sind die Satzungen einstimmig 
beschlossen worden? Alle vier 
Satzungen sind ohne Gegenstim-
me von den gewählten Vertretern 
in der Verbandsversammlung verab-
schiedet worden. Das ist erfreulich 
und zeigt, dass bei diesen Themen 
Einvernehmen herrscht.
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Thomas
Giffey

Amtliche Bekanntmachungen des Wasser- und Abwasserzweckverbands „Elbe-Elster-Jessen“
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Hier wird
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Präambel

Auf Grund der §§ 5, 8 und 11 des 
Kommunalverfassungsgesetzes des 
Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) 
vom 17. 06. 2014 (GVBl LSA S. 288) 
sowie der §§ 9 u. 16 des Gesetzes 
über Kommunale Gemeinschaftsar-
beit (GKG LSA) vom 26. 02. 1998 
(GVBl. LSA S. 81) in Verbindung 
mit den §§ 70 f. des Wassergesetzes 
für das Land Sachsen-Anhalt (WG 
LSA) vom 16. 03. 2011 (GVBl. 
LSA S. 492) und §§ 2, 3 u. 8 der 
Verbandssatzung des Wasser- und 
Abwasserzweckverbandes in den je-
weils gültigen Fassungen hat die Ver-
bandsversammlung in ihrer Sitzung 
vom 19. 12. 2019 folgende Satzung 
beschlossen.

I Allgemeine Bestimmungen
§ 1 Wasserversorgung

als öffentliche Einrichtung
1) Der Wasser- und Abwasserzweck-
verband betreibt die Wasserversor-
gung als eine öffentliche Einrichtung 
zur Lieferung von Trinkwasser. Art 
und Umfang der Wasserversorgungs-
anlagen bestimmt der Verband. 
2) Die zu der öffentlichen Einrich-
tung zur Trinkwasserversorgung 
gehörenden Mitgliedsstädte des 
Verbandes inklusive ihrer Ortsteile 
werden in der Anlage 1 zu dieser 
Satzung aufgeführt.
 

§ 2 Begriffsbestimmungen
1) Anschlussnehmer ist der Grund-
stückseigentümer, dem Erbbaube-
rechtigte, Wohnungseigentümer, 
Wohnungserbbauberechtigte und 
sonstige zur Nutzung eines Grund-
stücks dinglich Berechtigte gleichste-
hen, auch nach Maßgabe fortbeste-
hender DDR-Bestimmungen. 
2) Als Wasserabnehmer gelten der 
Anschlussnehmer, alle natürlichen 
und juristischen Personen, die tat-
sächlich Wasser entnehmen. 
3) Verteilungsnetz: Wasserleitungen 
innerhalb des Versorgungsgebietes, 
von der die Anschlussleitung abgeht. 
4) Hausanschlussleitung: Verbindung 
zwischen dem Verteilungsnetz und der 
Anlage des Anschlussnehmers. 
5) Grundstücksanschluss: Teil der An-
schlussleitung im Bereich der öffentli-
chen Verkehrs- und Grünanlagen. 
6) Anlage des Anschlussnehmers: 

Wasserleitung im Grundstück oder  
im Gebäude nach der Hauptabsperr-
vorrichtung. 
7) Grundstück im Sinne dieser Sat-
zung ist grundsätzlich das Grund-
stück im bürgerlich-rechtlichen 
Sinne. Ist ein Grundstück nicht ver-
messen und im Grundbuch nicht als 
Grundstück wie vorstehend definiert 
eingetragen, so gilt die vom Eigen-
tümer zusammenhängend genutzte 
Fläche als Grundstück. 
8) Die in dieser Satzung für Grund-
stückseigentümer erlassenen Vor-
schriften gelten auch für Erbbaube-
rechtigte oder ähnlich zur Nutzung 
des Grundstücks dinglich Berech-
tigte. Von mehreren dinglich Be-
rechtigten ist jeder berechtigt und 
verpflichtet; sie haften als Gesamt-
schuldner.

§ 3 Anschluss
und Benutzungsrecht

1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet 
des Verbandes liegenden Grund-
stücks ist berechtigt, den Anschluss 
seines Grundstücks an die Wasser-
versorgungsanlage und die Beliefe-
rung mit Trinkwasser nach Maßgabe 
der Satzung zu verlangen. 
2) Das Anschluss- u. Benutzungs-
recht erstreckt sich nur auf solche 
Grundstücke, die durch eine Ver-
sorgungsleitung erschlossen werden. 
Die Grundstückseigentümer können 
nicht verlangen, dass eine neue Ver-
sorgungsleitung hergestellt oder eine 
bestehende Versorgungsleitung ver-
ändert wird. 
3) Der Anschluss eines Grundstücks 
an eine bestehende Versorgungslei-
tung kann abgelehnt werden, wenn 
die Wasserversorgung wegen der 
Lage des Grundstücks oder aus son-
stigen technischen oder betrieblichen 
Gründen des Verbandes erhebliche 
Schwierigkeiten bereitet oder beson-
dere Maßnahmen erfordert. 
4) Der Verband behält sich vor, zum 
hygienischen Schutz des Trinkwas-
sers nicht mehr genutzte Hausan-
schlussleitungen nach einem Jahr 
von der in Betrieb befindlichen 
Verteilungsanlage zu trennen. Die 
Kosten trägt der Grundstückseigen-
tümer. Der Verband kündigt die 
Trennung drei Monate vor Realisie-
rung gegenüber dem Grundstücksei-
gentümer schriftlich an.

§ 4 Anschlusszwang
1) Die Eigentümer von Grundstü-
cken, auf denen Wasser verbraucht 
wird, sind verpflichtet, diese Grund-
stücke an die öffentliche Wasser-
versorgungsanlage anzuschließen, 
wenn sie an eine öffentliche Straße 
mit einer betriebsfertigen Versor-
gungsleitung grenzen oder ihren un-
mittelbaren Zugang zu einer solchen 
Straße durch einen Privatweg haben. 
Befinden sich auf dem Grundstück 
mehrere Gebäude zum dauernden 
Aufenthalt von Menschen, so ist 
jedes Gebäude anzuschließen. Bei 
Neu- und Umbauten muss der An-
schluss vor der Schlussabnahme des 
Baues ausgeführt sein. 
2) Von der Verpflichtung zum 
Anschluss wird der Grundstücksei-
gentümer auf Antrag befreit, wenn 
der Anschluss ihm aus besonderen 
Gründen auch unter Berücksichti-
gung der Erfordernisse des Gemein-
wohls nicht zugemutet werden kann. 
Der Antrag auf Befreiung ist unter 
Angabe der Gründe schriftlich beim 
Verband einzureichen. 
Die Befreiung vom Anschlusszwang 
kann unter Bedingungen und Aufla-
gen sowie unter dem Vorbehalt des 
jederzeitigen Widerrufs oder auf be-
stimmte Zeit ausgesprochen werden.
 

§ 5 Benutzungszwang
1) Auf Grundstücken, die an die 
öffentliche Wasserversorgungsan-
lage angeschlossen sind, haben die 
Wasserabnehmer ihren gesamten 
Wasserbedarf aus dieser zu decken. 
2) Von der Verpflichtung zur Benut-
zung wird der Wasserabnehmer auf 
Antrag befreit, wenn die Benutzung 
ihm aus besonderen Gründen auch 
unter Berücksichtigung der Erforder-
nisse des Gemeinwohls nicht zuge-
mutet werden kann. 
3) Der Verband räumt dem Wasser-
abnehmer darüber hinaus im Rah-
men des ihm wirtschaftlich Zumut- 
baren auf Antrag die Möglichkeit 
ein, den Bezug auf einen von ihm 
gewünschten Verbrauchszweck oder 
auf einen Teilbedarf zu beschränken.
4) Der Antrag auf Befreiung oder 
Teilbefreiung ist unter Angabe der 
Gründe schriftlich beim Verband 
einzureichen. Die Befreiung vom 
Benutzungszwang kann unter Be-
dingungen und Auflagen sowie un-

ter dem Vorbehalt des jederzeitigen 
Widerrufs oder auf bestimmte Zeit 
ausgesprochen werden.
5) Der Wasserabnehmer hat den 
Verband über den Betrieb einer 
Eigengewinnungsanlage bzw. vor 
Errichtung einer Eigengewinnungs-
anlage Mitteilung zu machen. Er 
hat durch geeignete Maßnahmen si-
cherzustellen, dass von seiner Eigen-
anlage keine Rückwirkungen auf die 
öffentliche Wasserversorgungsanlage 
möglich sind. 
 

§ 6 Art der Versorgung
1) Das Wasser muss den jeweils gel-
tenden Rechtsvorschriften und den 
anerkannten Regeln der Technik 
für Trinkwasser entsprechen. Der 
Verband ist verpflichtet, das Wasser 
unter dem Druck zu liefern, der für 
eine einwandfreie Deckung des üb-
lichen Bedarfs in dem betreffenden 
Versorgungsgebiet erforderlich ist. 
Er ist berechtigt, die Beschaffen-
heit und den Druck des Wassers 
im Rahmen der gesetzlichen und 
behördlichen Bestimmungen, sowie 
der anerkannten Regeln der Technik 
zu ändern, falls dies in besonderen 
Fällen aus wirtschaftlichen oder 
technischen Gründen zwingend 
notwendig ist; dabei sind die Belan-
ge des Wasserabnehmers möglichst 
zu berücksichtigen. 
2) Stellt der Wasserabnehmer An-
forderungen an Beschaffenheit und 
Druck des Wassers, die über die 
vorgenannten Verpflichtungen hi-
nausgehen, so obliegt es ihm selbst, 
die erforderlichen Vorkehrungen zu 
treffen. 
 

§ 7 Umfang der Versorgung,
Unterrichtung der Versorgungs-

unterbrechung
1) Der Verband ist verpflichtet das 
Wasser jederzeit am Ende der An-
schlussleitung zur Verfügung zu 
stellen. Dies gilt nicht                     
1. soweit zeitliche Beschränkungen 
zur Sicherstellung der öffentlichen 
Wasserversorgung erforderlich oder 
sonst nach dieser Satzung vorbehal-
ten sind, 
2. soweit und solange der Verband 
an der Versorgung durch höhere 
Gewalt oder sonstige Umstände, 
deren Beseitigung ihm wirtschaft-
lich nicht zugemutet werden kann, 

gehindert ist. 
2) Die Versorgung kann unterbro-
chen werden, soweit dies zur Vor-
nahme betriebsnotwendiger Arbeiten 
erforderlich ist. Der Verband hat je-
de Unterbrechung oder Unregelmä-
ßigkeit unverzüglich zu beheben.
3) Der Verband hat die Wasserab-
nehmer bei einer nicht nur für kurze 
Dauer beabsichtigte Unterbrechung 
der Versorgung rechtzeitig in geeig-
neter Weise zu unterrichten. Die 
Pflicht zur Unterrichtung entfällt, 
wenn sie     
1. nach den Umständen nicht recht-
zeitig möglich ist und der Verband 
dies nicht zu vertreten hat oder 
2. die Beseitigung von bereits einge-
tretenen Unterbrechungen verzögern 
würde.
 

§ 8 Verwendung des Wassers
1) Das Wasser wird nur für die eige-
nen Zwecke des Anschlussnehmers, 
seiner Mieter und ähnlich berech-
tigter Personen zur Verfügung ge-
stellt. Die Weiterleitung an sonstige 
Dritte ist nur mit schriftlicher Zu-
stimmung des Verbandes zulässig. 
Diese muss erteilt werden, wenn 
dem Interesse an der Weiterleitung 
nicht überwiegende versorgungswirt-
schaftliche Gründe entgegenstehen. 
2) Das Wasser darf für alle Zwecke 
verwendet werden, soweit nicht in 
dieser Satzung oder aufgrund son-
stiger gesetzlicher oder behördlicher 
Vorschriften  Beschränkungen vor-
gesehen sind. Der Verband kann die 
Verwendung für bestimmte Zwecke 
beschränken, soweit dies zur Sicher-
stellung der allgemeinen Wasserver-
sorgung erforderlich ist. 
3) Der Anschluss von Anlagen zum 
Bezug von Bauwasser ist bei dem 
Verband vor Beginn der Bauarbei-
ten zu beantragen. Entsprechendes 
gilt für Anschlüsse zu sonstigen vo-
rübergehenden Zwecken. 
4) Die Entnahme von Wasser aus 
öffentlichen Hydranten, (die nicht 
zum Feuerlöschen dienen), bedarf 
der Genehmigung des Verbandes. 
Hierfür sind Hydrantenstandrohre 
mit Zähleinrichtung des Verbandes 
zu benutzen. 
5) Sollen auf einem Grundstück 
besondere Feuerlöschanschlüsse ein-
gerichtet werden, sind über ihre An-
legung, Unterhaltung und Prüfung 
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besondere Vereinbarungen mit dem 
Verband zu treffen. Der Grund-
stückseigentümer ist verpflichtet, 
den Verband vor der Installation 
von Feuerlöschanlagen auf seinem 
Grundstück, insbesondere in Ge-
bäuden, hierüber zu unterrichten 
und den Nachweis zu erbringen, dass 
ein Rückfluss in das Trinkwassernetz 
nicht möglich ist. 
 

§ 9 Unterbrechung
der Versorgung

1) Will ein Anschlussnehmer den 
Wasserbezug länger als drei Monate 
einstellen, so hat er dies dem Ver-
band mindestens zwei Wochen vor 
der Einstellung schriftlich mitzutei-
len. Wird der Wasserverbrauch ohne 
rechtzeitige schriftliche Mitteilung 
eingestellt, so haftet der Anschluss-
nehmer dem Verband für die Erfül-
lung sämtlicher sich aus der Satzung 
ergebenden Verpflichtungen. 
2) Der Anschlussnehmer kann eine 
zeitweilige Absperrung seines An-
schlusses verlangen, ohne damit das 
Benutzungsverhältnis aufzulösen. 
 
§ 10 Einstellung der Versorgung 
1) Der Verband ist berechtigt, die 
Versorgung fristlos einzustellen, 
wenn der Wasserabnehmer den 
Bestimmungen dieser Satzung zu-
widerhandelt und die Einstellung 
erforderlich ist, um 
1. eine unmittelbare Gefahr für die 
Sicherheit von Personen oder Anla-
gen abzuwehren,
2. den Verbrauch von Wasser unter 
Umgehung, Beeinflussung oder vor 
Anbringung der Messeinrichtungen 
zu verhindern oder 
3. zu gewährleisten, dass Störungen 
anderer Wasserabnehmer, störende 
Rückwirkungen auf Einrichtungen 
des Verbandes oder Dritte oder 
Rückwirkungen auf die Güte des 
Trinkwassers ausgeschlossen sind. 

2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, 
insbesondere bei Nichtzahlung einer 
fälligen Abgabenschuld trotz Mah-
nung, ist der Verband berechtigt, die 
Versorgung zwei Wochen nach An-
drohung einzustellen. Dies gilt nicht, 
wenn der Wasserabnehmer darlegt, 
dass die Folgen der Einstellung außer 
Verhältnis zur Schwere der Zuwider-
handlung stehen und hinreichende 
Aussicht besteht, dass der Wasser-
abnehmer seinen Verpflichtungen 
nachkommt. Der Verband kann mit 
der Mahnung zugleich die Einstel-
lung der Versorgung androhen. 
3) Der Verband hat die Versorgung 
unverzüglich wieder aufzunehmen, 
sobald die Gründe für ihre Einstel-
lung nachweislich wieder entfallen 
sind und der Wasserabnehmer die 
Kosten der Einstellung und Wie-

deraufnahme der Versorgung ersetzt 
hat. Die Kosten können pauschal 
berechnet werden. 
 

§ 11 Grundstücksbenutzung
1) Die Anschlussnehmer haben zur 
örtlichen Versorgung das Anbrin-
gen und Verlegen von Leitungen 
einschließlich Zubehör zur Zu- und 
Fortleitung von Wasser über ih-
re im gleichen Versorgungsgebiet 
liegenden Grundstücke sowie er-
forderliche Schutzmaßnahmen un-
entgeltlich zuzulassen. Diese Pflicht 
betrifft nur Grundstücke, die an die 
Wasserversorgung angeschlossen 
sind und die vom Anschlussnehmer 
in wirtschaftlichem Zusammenhang 
mit der Wasserversorgung genutzt 
werden, oder für die die Möglich-
keit der Wasserversorgung sonst 
wirtschaftlich vorteilhaft ist. Sie ent-
fällt, wenn die Inanspruchnahme der 
Grundstücke den Anschlussnehmer 
mehr als notwendig oder in unzu-
mutbarer Weise belasten würde. 
2) Der Wasserabnehmer oder An-
schlussnehmer ist rechtzeitig über 
Art und Umfang der beabsichtigten 
Inanspruchnahme des Grundstücks 
zu benachrichtigen. 
3) Der Anschlussnehmer kann die 
Verlegung der Einrichtungen ver-
langen, wenn sie an der bisherigen 
Stelle für ihn nicht mehr zumutbar 
sind. Die Kosten der Verlegung hat 
der Verband zu tragen. Dienen die 
Einrichtungen ausschließlich der 
Versorgung des Grundstücks, so hat 
der Anschlussnehmer die Kosten zu 
tragen. 
4) Wird der Wasserbezug eingestellt, 
so hat der Grundstückseigentümer 
die Entfernung der Einrichtung zu 
gestatten oder sie auf Verlangen des 
Verbandes noch fünf Jahre unent-
geltlich zu dulden, es sei denn, dass 
ihm dies nicht zugemutet werden 
kann. 
5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht 
für öffentliche Verkehrswege und 
Verkehrsflächen, sowie für Grund-
stücke, die durch Planfestlegung 
für den Bau von öffentlichen Ver-
kehrswegen und Verkehrsflächen 
bestimmt sind. 
 

§ 12 Zutrittsrecht
Der Wasserabnehmer hat dem mit 
einem Ausweis versehenen Beauf-
tragten des Verbandes den Zutritt 
zu seinen Räumen und zu den in 
§ 23 genannten Einrichtungen zu 
gestatten, soweit dies für die Prüfung 
nach dieser Satzung insbesondere zur 
Ablesung oder zur Ermittlung der 
Grundlagen für die Gebührenbe-
messung erforderlich ist. 
 
II. Hausanschlüsse, Anlage des An-
schlussnehmers, Messeinrichtungen 

§ 13 Anschlussantrag
Der Anschluss an die öffentliche 
Wasserversorgungsanlage und jede 
Änderung des Hausanschlusses ist 
vom Anschlussnehmer unter Be-
nutzung eines bei dem Verband 
erhältlichen Vordrucks für jedes 
Grundstück zu beantragen. Dem 
Antrag sind insbesondere folgende 
Unterlagen beizufügen, soweit sich 
die erforderlichen Angaben nicht be-
reits aus dem Antrag selbst ergeben: 
1. ein Lageplan nebst Beschreibung 
und Skizze der geplanten Anlage 
des Anschlussnehmers (Wasserver-
brauchsanlage), 
2. der Name des Installationsun-
ternehmers, durch das die Wasser-
verbrauchsanlage eingerichtet oder 
geändert werden soll, 
3. eine nähere Beschreibung beson-
derer Einrichtungen (z. B. von Ge-
werbebetrieben u. s. w.), für die auf 
dem Grundstück Wasser verwendet 
werden soll, sowie die Angabe des 
geschätzten Wasserbedarfs und des 
Spitzendurchflusses, 
4. Angaben über eine etwaige Eigen-
gewinnungsanlage, 
 

§ 14 Haus - und
Grundstücksanschlüsse 

1) Der Hausanschluss besteht aus 
der Verbindung des Verteilungs-
netzes mit der Anlage des An-
schlussnehmers. Er beginnt an der 
Abzweigstelle des Verteilungsnetzes 
und endet mit der Hauptabsperr-
vorrichtung. Hausanschlüsse werden 
ausschließlich von dem Verband her-
gestellt, unterhalten, erneuert, geän-
dert, abgetrennt und beseitigt. Der 
Verband kann sich Dritter bedienen.
2) Hausanschlüsse stehen vorbe-
haltlich abweichender Regelung im 
Eigentum des Verbandes. Soweit sie 
in öffentlichen Verkehrs- und Grün-
flächen verlaufen (Grundstücksan-
schlüsse), sind sie Teile der öffent-
lichen Wasserversorgungsanlagen.
3) Art, Zahl und Lage der Hausan-
schlüsse, sowie deren Änderung wer-
den nach Anhörung des Anschluss-
nehmers und unter Wahrung seiner 
berechtigten Interessen von dem 
Verband bestimmt. Der Verband 
stellt die für den erstmaligen An-
schluss notwendigen Grundstücks-
anschlüsse bereit. 
4) Der Verband kann auf Antrag des 
Anschlussnehmers weitere Anschlüs-
se sowie vorläufige oder vorüberge-
hende Anschlüsse herstellen.
5) Hausanschlüsse dürfen nicht 
überbaut werden, die Freilegung 
muss stets möglich sein, sie sind vor 
Beschädigung zu schützen. Der An-
schlussnehmer hat die baulichen Vo-
raussetzungen für die sichere Errich-
tung des Hausanschlusses zu schaf-
fen. Er darf keine Einwirkungen auf 

den Hausanschluss vornehmen oder 
vornehmen lassen. Jede Beschädi-
gung des Hausanschlusses, insbe-
sondere das Undichtwerden von 
Leitungen, sowie sonstige Störungen, 
sind dem Verband unverzüglich mit-
zuteilen.

§ 15 Anlage des
Anschlussnehmers

1) Für die ordnungsgemäße Errich-
tung, Erweiterung, Änderung und 
Unterhaltung der Anlage hinter dem 
Hausanschluss, ab der Hauptab-
sperrvorrichtung, ist der Anschluss-
nehmer verantwortlich. Hat er die 
Anlage oder Anlageteile einem Drit-
ten vermietet/verpachtet oder sonst 
zur Benutzung überlassen, so ist er 
neben diesem verantwortlich. 
2) Die Anlage darf nur unter Be-
achtung der Vorschriften dieser Sat-
zung und anderer gesetzlicher oder 
behördlicher Bestimmungen sowie 
nach den anerkannten Regeln der 
Technik errichtet, erweitert, geän-
dert und unterhalten werden. 
3) Anlageteile des Anschlussnehmers 
beginnen stets hinter der Hauptab-
sperrvorrichtung des Verbandes. 
Ebenso können Anlagenteile, die 
zur Anlage des Anschlussnehmers 
gehören, unter Plombenverschluss 
genommen werden, um eine ein-
wandfreie Messung zu gewährleisten. 
Die dafür erforderliche Ausstattung 
der Anlage ist nach den Angaben des 
Verbandes zu veranlassen. 
4) Es dürfen nur Materialien und 
Geräte verwendet werden, die ent-
sprechend der anerkannten Regeln 
der Technik zu beschaffen sind. Das 
Zeichen einer anerkannten Prüfstelle 
(z. B. DIN – DVGW, DVGW oder 
GS–Zeichen) bekundet, dass diese 
Voraussetzungen erfüllt sind. 
5) Anlagen und Verbrauchseinrich-
tungen sind so zu betreiben, dass 
Störungen anderer Wasserabneh-
mer, störende Rückwirkungen auf 
Einrichtungen des Verbandes oder 
Dritter sowie Rückwirkungen auf 
die Güte des Trinkwassers ausge-
schlossen sind.

§ 16 Inbetriebsetzung
der Anlage des Anschlussnehmers 
1) Der Verband oder deren Beauf-
tragte schließen die Anlage des An-
schlussnehmers an das Verteilungs-
netz an und setzen sie in Betrieb. 
2) Jede Inbetriebsetzung der Anlage 
ist beim Verband zu beantragen. 

§ 17 Überprüfung der Anlage
des Anschlussnehmers

1) Der Verband ist berechtigt, die 
Anlage des Anschlussnehmers vor 
und nach ihrer Inbetriebsetzung zu 
überprüfen. Er hat den Anschluss-
nehmer auf erkannte Sicherheits-

mängel aufmerksam zu machen und 
kann deren Beseitigung verlangen. 
2) Werden Mängel festgestellt, die 
die Sicherheit gefährden oder er-
hebliche Störungen erwarten lassen, 
so ist der Verband berechtigt, den 
Anschluss oder die Versorgung zu 
verweigern; bei Gefahr für Leib und 
Leben ist er dazu verpflichtet. 
3) Durch Vornahme oder Unter-
lassen der Überprüfung der Anlage 
sowie durch deren Anschluss an das 
Verteilungsnetz übernimmt der Ver-
band keine Haftung für die Mängel-
freiheit der Anlage. Dies gilt nicht, 
wenn er bei einer Überprüfung 
Mängel festgestellt hat, die eine Ge-
fahr für Leib und Leben darstellen. 

§ 18 Technische
Anschlussbedingungen

Der Verband ist berechtigt, weitere 
technische Anforderungen an den 
Hausanschluss und andere Anla-
genteile sowie an den Betrieb der 
Anlage festzulegen, soweit dies aus 
Gründen der sicheren und störungs-
freien Versorgung, insbesondere im 
Hinblick auf die Erfordernisse des 
Verteilungsnetzes, notwendig ist. 
Diese Anforderungen dürfen den 
anerkannten Regeln der Technik 
nicht widersprechen. Der Anschluss 
bestimmter Verbrauchseinrich-
tungen kann von der vorherigen Zu-
stimmung des Verbandes abhängig 
gemacht werden. Die Zustimmung 
darf nur verweigert werden, wenn 
der Anschluss eine sichere und stö-
rungsfreie Versorgung gefährden 
würde. 
 

§ 19 Messung 
1) Der Verband stellt die verbrauch-
te Wassermenge durch Messeinrich-
tungen (Wasserzähler) fest. Bei öf-
fentlichen Verbrauchseinrichtungen 
kann die belieferte Menge auch 
rechnerisch ermittelt oder geschätzt 
werden, wenn die Kosten der Mes-
sung außer Verhältnis zur Höhe des 
Verbrauchs stehen. 
2) Der Verband hat dafür Sorge zu 
tragen, dass eine einwandfreie Mes-
sung der verbrauchten Wassermen-
ge gewährleistet ist. Er bestimmt 
Art, Zahl und Größe sowie Anbrin-
gungsort der Messeinrichtungen. 
Der Anschlussnehmer kann eine 
Prüfung der Dimensionierung der 
Messeinrichtung beantragen. Eben-
so ist die Lieferung, Anbringung, 
Überwachung, Unterhaltung und 
Entfernung der Messeinrichtungen 
Aufgabe des Verbandes. Er hat den 
Anschlussnehmer anzuhören und 
dessen berechtigte Interessen zu wah-
ren. Er ist verpflichtet, auf Verlangen 
des Anschlussnehmers die Messein-
richtungen zu verlegen, wenn dies 
ohne Beeinträchtigung einer ein-
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wandfreien Messung möglich ist; der 
Anschlussnehmer ist verpflichtet, die 
Kosten zu tragen. 
3) Der Anschlussnehmer haftet für 
das Abhandenkommen und die Be-
schädigung der Messeinrichtungen, 
soweit ihn daran ein Verschulden 
trifft. Er hat den Verlust, Beschädi-
gungen oder Störungen dieser Ein-
richtungen unverzüglich mitzuteilen. 
Er ist verpflichtet, die Einrichtungen 
vor Abwasser, Schmutz- und Grund-
wasser, sowie vor Frost zu schützen. 
4) Der Einbau von Zwischenzählern 
in die Anlage des Anschlussnehmers 
ist dem Wasserabnehmer gestattet. 
Er hat dies dem Verband schriftlich 
anzuzeigen. Alle den Zwischenzäh-
ler betreffenden Kosten gehen zu 
Lasten des Wasserabnehmers. Der 
Verband ist berechtigt, das Anzeige-
ergebnis eines Zwischenzählers der 
Gebührenerhebung zugrunde zu 
legen, sofern er den eichrechtlichen 
Vorschriften entspricht. 
 

§ 20 Nachprüfung
von Messeinrichtungen

1) Der Wasserabnehmer kann jeder-
zeit die Nachprüfung der Messein-
richtung nach § 39 des Mess- und 
Eichgesetzes verlangen. Stellt der 
Wasserabnehmer den Antrag auf 
Prüfung nicht bei dem Verband, so 
ist er verpflichtet, vor Antragstellung 
den Verband zu benachrichtigen. 
2) Die Kosten der Prüfung fallen 
dem Verband zur Last, falls die Ab-
weichung die gesetzlichen Verkehrs-
fehlergrenzen überschreitet, sonst 
dem Wasserabnehmer. 
3) Der Verband kann auch ohne 
die Feststellung der Eichbehörde die 
Messeinrichtung gegen eine geeichte 
austauschen.
 

§ 21 Ablesung
1) Die Messeinrichtungen werden 
vom Beauftragten des Verbandes 
möglichst in gleichen Zeitabständen 
oder auf Verlangen des Verbandes 
vom Anschlussnehmer selbst ab-
gelesen. Dieser hat dafür Sorge zu 
tragen, dass die Messeinrichtungen 
leicht zugänglich sind. 
2) Solange der Beauftragte des Ver-
bandes die Räume des Anschluss-
nehmers nicht zum Ablesen betreten 
kann, darf der Verband den Ver-
brauch auf der Grundlage der letzten 
Ablesung schätzen; die tatsächlichen 
Verhältnisse sind angemessen zu be-
rücksichtigen.
  

§ 22 Messeinrichtungen an der 
Grundstücksgrenze

1) Der Verband kann verlangen, 
dass der Anschlussnehmer auf eigene 
Kosten an der Grundstücksgrenze ei-
nen geeigneten Wasserzählerschacht 
oder Wasserzählerschrank anbringt, 

der den gültigen Richtlinien des Ar-
beitsschutzes entspricht, wenn 
1. das Grundstück unbebaut ist 
oder 
2. die Versorgung des Gebäudes mit 
Anschlussleitungen erfolgt, die un-
verhältnismäßig lang sind oder nur 
unter besonderen Erschwernissen 
verlegt werden können, oder 
3. kein Raum zur frostsicheren Un-
terbringung des Wasserzählers vor-
handen ist. 
2) Der Anschlussnehmer ist ver-
pflichtet, die Einrichtung im ord-
nungsgemäßen Zustand und jeder-
zeit zugänglich zu halten. 
3) Der Anschlussnehmer kann die 
Verlegung der Einrichtung auf seine 
Kosten verlangen, wenn sie an der 
bisherigen Stelle für ihn nicht mehr 
zumutbar sind und die Verlegung 
ohne Beeinträchtigung einer ein-
wandfreien Messung möglich ist. 

 
ÍII. Anzeigepflichten, Ordnungs-

widrigkeiten, Haftung
§ 23 Anzeigepflichten

1) Binnen eines Monats sind dem 
Verband anzuzeigen: 
1. Der Erwerb oder die Veräußerung 
eines an die öffentliche Wasserver-
sorgung angeschlossenen Grund-
stücks. Entsprechendes gilt beim 
Erbbaurecht. Anzeigepflichtig sind 
der Veräußerer und der Erwerber. 
2. Erweiterung oder Änderung der 
Verbrauchsanlage sowie die Verwen-
dung zusätzlicher Verbrauchsein-
richtungen, soweit sich dadurch die 
Größen für die Gebührenbemessung 
ändern oder sich die vorzuhaltende 
Leistung wesentlich erhöht. Ferner 
ist die Herstellung und Nutzung 
einer Eigengewinnungsanlage anzu-
zeigen. Anzeigepflichtig ist der An-
schlussnehmer.
2) Wird die rechtzeitige Anzeige 
schuldhaft versäumt, so haftet im 
Falle des Absatzes Nr. 1 der bisherige 
Gebührenschuldner für die Wasser-
gebühr die auf den Zeitraum bis zum 
Eingang der Anzeige entfällt. 
 

§ 24 Ordnungswidrigkeiten
1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig 
1. entgegen § 4 Abs. 1 ein Grund-
stück nicht an die öffentliche Was-
serversorgung anschließt,
2. entgegen § 5 Abs. 1 nicht seinen 
gesamten Wasserbedarf der öffentli-
chen Wasserversorgung entnimmt,
3. entgegen § 8 Abs. 1 Wasser an 
Dritte ohne schriftliche Zustim-
mung des Verbandes weiterleitet,
4. entgegen § 14 Abs. 5 eine Beschä-
digung des Hausanschlusses nicht 
unverzüglich dem Verband mitteilt,
5. entgegen § 15 Abs. 2 Anlagen 
nicht unter Beachtung der Vorschrif-

ten der Satzung, anderer gesetzlicher 
oder behördlicher Bestimmungen 
sowie nach den anerkannten Regeln 
der Technik errichtet, erweitert, än-
dert oder unterhält, 
6. entgegen § 15 Abs. 4 Materialien 
und Geräte verwendet, die nicht ent-
sprechend den anerkannten Regeln 
der Technik beschaffen sind, 
7. entgegen § 15 Abs. 5 Anlagen und 
Verbrauchseinrichtungen so betreibt, 
dass Störungen anderer Wasserab-
nehmer, störende Rückwirkungen 
auf Einrichtungen des Verbandes 
oder Dritter oder auf die Güte des 
Trinkwassers eintreten (Eigengewin-
nungsanlage), 
8. entgegen § 19 Abs. 3 den Verlust, 
Beschädigungen oder Störungen 
der Messeinrichtung des Verbandes 
nicht unverzüglich mitteilt, 
9. die Einstellung der Wasserversor-
gung nicht zulässt bzw. behindert
10. wer vorsätzlich oder fahrlässig 
Einwirkungen auf den Hausan-
schluss vornimmt oder vornehmen 
lässt.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann 
mit einer Geldbuße bis zu 5.000,- € 
geahndet werden. Die Geldbuße soll 
den wirtschaftlichen Vorteil, den der 
Pflichtverletzer aus der Ordnungs-
widrigkeit gezogen hat, übersteigen. 
Reicht das Höchstmaß hierzu nicht 
aus, so kann es überschritten wer-
den. 
Für das Verfahren gelten die Vor-
schriften des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten (z. Zt. BGBl. I 
Seite 602 vom 19. 02. 1987) in der 
jeweils gültigen Fassung. 
Die Vorschriften des Landesverwal-
tungsvollstreckungsgesetzes bleiben 
unberührt. 
 

§ 25 Haftung bei
Versorgungsstörungen

1) Für Schäden, die ein Wasserab-
nehmer durch Unterbrechung der 
Wasserversorgung oder durch Un-
regelmäßigkeiten in der Belieferung 
erleidet, haftet der Verband aus dem 
Benutzungsverhältnis oder uner-
laubter Handlung im Falle 
1. der Tötung oder Verletzung des 
Körpers oder der Gesundheit des 
Wasserabnehmers, es sei denn, dass 
der Schaden von dem Verband oder 
einem seiner Bediensteten oder 
einem Erfüllungs- oder Verrich-
tungsgehilfen weder vorsätzlich noch 
fahrlässig verursacht worden ist. 
2. die Beschädigung einer Sache, es 
sei denn, dass der Schaden weder 
durch Vorsatz noch durch grobe 
Fahrlässigkeit des Verbandes oder 
eines seiner Bediensteten oder eines 
Erfüllungs- oder Verrichtungsgehil-
fen verursacht worden ist, 
3. eines Vermögensschadens, es sei 
denn, dass dieser weder durch Vor-

satz noch durch grobe Fahrlässigkeit 
eines vertretungsberechtigten Organs 
des Verbandes verursacht worden 
ist. 
§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches ist nur bei vorsätz-
lichem Handeln von Verrichtungs-
gehilfen anzuwenden. 
2) Abs. 1 ist auch auf Ansprüche von 
Wasserabnehmern anzuwenden, die 
diese gegen ein drittes Wasserversor-
gungsunternehmen aus unerlaubter 
Handlung geltend machen. Der Ver-
band ist verpflichtet, den Wasserab-
nehmern auf Verlangen über die mit 
der Schadensverursachung durch ein 
drittes Unternehmen zusammenhän-
genden Tatsachen insoweit Auskunft 
zu geben, als sie ihm bekannt sind 
oder von ihm in zumutbarer Weise 
aufgeklärt werden können und seine 
Kenntnisse zur Geltendmachung des 
Schadensersatzes erforderlich sind.
3) Die Ersatzpflicht entfällt für Schä-
den unter 30,- €. 
4) Ist der Wasserabnehmer berech-
tigt, das gelieferte Wasser an einen 
Dritten weiterzuleiten (§ 8 Abs. 1), 
und erleidet dieser durch Unterbre-
chung der Wasserversorgung oder 
durch Unregelmäßigkeiten in der 
Belieferung einen Schaden, so haftet 
der Verband dem Dritten gegenüber 
in demselben Umfang wie dem Was-
serabnehmer aus dem Benutzungs-
verhältnis.
5) Leitet der Wasserabnehmer das 
gelieferte Wasser an einen Dritten 
weiter, so hat er im Rahmen seiner 
rechtlichen Möglichkeiten sicherzu-
stellen, dass dieser aus unerlaubter 
Handlung keine weitergehenden 
Schadensersatzansprüche erheben 
kann, als sie in den Absätzen 1 bis 
3 vorgesehen sind. Der Verband 
hat den Wasserabnehmer darauf bei 
Begründung des Benutzungsverhält-
nisses besonders hinzuweisen. 
6) Der Wasserabnehmer hat den 
Schaden unverzüglich dem Ver-
band oder, wenn dieses feststeht, 
dem ersatzpflichtigen Unternehmen 
mitzuteilen. Leitet der Anschlussneh-
mer das gelieferte Wasser an einen 
Dritten weiter, so hat er diese Ver-
pflichtung auch dem Dritten aufzu-
erlegen. 
 

§ 26 Haftung von Wasserab-
nehmern und Anschlussnehmern
1) Der Wasserabnehmer haftet für 
schuldhaft verursachte Schäden, die 
insbesondere infolge einer unsachge-
mäßen Benutzung oder den Bestim-
mungen dieser Satzung zuwiderlau-
fenden Benutzung oder Bedienung 
der Anlagen zur Wasserversorgung 
entstehen. Der Anschlussnehmer 
haftet für Schäden, die auf den 
mangelhaften Zustand seiner Anlage 
(§ 15) zurückzuführen sind. 

2) Der Haftende hat den Verband 
von Ersatzansprüchen Dritter frei-
zustellen, die wegen solcher Schä-
den geltend gemacht werden. Sind 
Ansprüche auf Mängel an mehreren 
Verbrauchsanlagen zurückzuführen, 
so haften die Wasserabnehmer als 
Gesamtschuldner.
  

§ 27 Inkrafttreten
1) Diese Satzung tritt am Tage nach 
ihrer Veröffentlichung in Kraft.
2) Gleichzeitig tritt die Wasserver-
sorgungssatzung vom 07. 04. 1993 in 
Fassung der letzten Änderung vom 
16. 12. 2014 außer Kraft.

Jessen, den
19. 12. 2019
Siegel

Giffey
Verbandsgeschäftsführer

Anlage 1: Aktuelles Verzeichnis 
der Verbandsmitglieder

Wasserversorgung

Lfd. Nr. Stadt 
I. Jessen mit den Ortsteilen:
 1.   Arnsdorf
 2.  Battin
 3.  Buschkuhnsdorf
 4.  Dixförda
 5.  Düßnitz
 6.  Gentha
 7.  Gerbisbach
 8.  Glücksburg
 9.  Gorsdorf
 10. Grabo
 11. Großkorga
 12. Hemsendorf
 13. Holzdorf
 14. Jessen (Elster)
 15. Kleindröben
 16. Kleinkorga
 17. Klöden
 18. Klossa
 19. Kremitz
 20. Leipa
 21. Linda als Konzessionsgebiet
 22. Lindwerder
 23. Lüttchenseyda
 24. Mark Friedersdorf
 25. Mark Zwuschen
 26. Mauken
 27. Mellnitz
 28. Mönchenhöfe
 29. Morxdorf
 30. Mügeln
 31. Naundorf
 32. Neuerstadt
 33. Rade
 34. Rehain
 35. Reicho
 36. Ruhlsdorf
 37. Rettig
 38. Schadewalde
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 39. Schöneicho
 40. Schützberg 
 41. Schweinitz
 42. Seyda
 43. Steinsdorf
 44. Zwuschen

II.  Stadt Annaburg mit den 
Ortsteilen:

 1.  Annaburg 
 2. Axien 
 3. Bethau
 4. Gehmen
 5. Groß Naundorf
 6. Hohndorf
 7. Kolonie
 8. Labrun

 

 9. Lebien
 10. Plossig
 11. Prettin
 12. Purzien 
 13. Löben
 14. Meuselko
 15. Premsendorf  

III.  Stadt Zahna-Elster 
mit den Ortsteilen:

 1. Dietrichsdorf 
 2. Elster (Elbe)
 3. Gadegast
 4. Gallin 
 5. Gielsdorf
 6. Iserbegka
 7. Külso
 8.  Listerfehrda

 

 9. Meltendorf 
 10. Mühlanger
 11. Zemnick 

Präambel
Auf Grund der §§ 5,8, und 11 des 
Kommunalverfassungsgesetzes 
des Landes Sachsen-Anhalt (KVG 
LSA) vom 17. 06. 2014 (GVBl. 
LSA S. 288) sowie der §§ 9 u. 16 
des Gesetzes über Kommunale Ge-
meinschaftsarbeit (GKG LSA) vom 
26. 02. 1998 (GBVl. LSA S. 81) in 
Verbindung mit den §§ 2, 5, 6, 8, 
13, 13 a des Kommunalabgaben-
gesetzes (KAG LSA) i.d.F.d. Be-
kanntmachung vom 13. 12. 1996 
(GVBl. S. 405) in den jeweils aktu-
ell geltenden Fassungen hat die Ver-
bandsversammlung in ihrer Sitzung 
vom 19. 12. 2019 folgende Satzung 
beschlossen.

Abschnitt I
§ 1 Allgemeines

(1) Der Wasser- und Abwasser-
zweckverband „Elbe-Elster-Jessen“ 
betreibt die Wasserversorgung als 
eine einheitliche öffentliche Ein-
richtung nach Maßgabe der Satzung 
über die öffentliche Wasserversor-
gung und den Anschluss an die öf-
fentliche Wasserversorgungsanlage 
(Wasserversorgungssatzung) vom 
19. 12. 2019.
(2) Der Verband erhebt nach Maß-
gabe dieser Satzung
1. Beiträge zur Deckung des Auf-
wandes für die öffentliche Wasser-
versorgungsanlage (Wasserversor-
gungsbeiträge);
2. Kostenerstattungen für Grund-
stücksanschlüsse (Aufwendungser-
satz);
3. Benutzungsgebühren für die In-
anspruchnahme der öffentlichen 
Wasserversorgungsanlage (Wasser-
gebühren). 

Abschnitt II.
Wasserversorgungsbeitrag

§ 2 Grundsatz
(1) Der Verband erhebt,  soweit 
der Aufwand nicht durch Gebüh-
ren gedeckt ist, für die Herstellung, 
Anschaffung, Erweiterung, Verbes-
serung und Erneuerung der öffentli-
chen Wasserversorgungsanlage Was-
serversorgungsbeiträge als Abgeltung 
der durch die Möglichkeit der Inan-
spruchnahme gebotenen Vorteile. 
(2) Der Wasserversorgungsbeitrag 
deckt nicht die Kosten für den 
Grundstücksanschluss (Anschluss-
leitung von der Versorgungsleitung 
bis zur Hauptabsperrvorrichtung 
hinter dem Wasserzähler auf dem zu 
versorgenden Grundstück). 
 

§ 3 Gegenstand
der Beitragspflicht

(1) Der Beitragspflicht unterliegen 
Grundstücke, die an die zentrale öf-
fentliche Wasserversorgungsanlage 
angeschlossen werden können und       
 a) für die eine bauliche oder gewerb-
liche Nutzung festgesetzt ist, sobald 
sie bebaut oder gewerblich genutzt 
werden dürfen.                                                      
b) für die eine bauliche oder ge-
werbliche Nutzung nicht festgesetzt 
ist, wenn sie nach der Verkehrsauf-
fassung Bauland sind und nach der 
geordneten baulichen Entwicklung 
in der Kommune zur Bebauung oder 
gewerblichen Nutzung anstehen;
c) die bebaut oder gewerblich ge-
nutzt sind.
(2) Wird ein Grundstück an die öf-
fentliche Wasserversorgungsanlage 
tatsächlich angeschlossen, so un-
terliegt es der Beitragspflicht auch 
dann, wenn die Voraussetzung des 
Abs. 1 nicht erfüllt sind, frühestens 
jedoch mit der Genehmigung. 
(3) Grundstück im Sinne dieser Sat-
zung ist grundsätzlich das Grund-
stück im bürgerlich-rechtlichen 

Sinne. Ist ein derartiges Grund-
stück nicht vermessen bzw. nicht 
im Grundbuch eingetragen, so gilt 
die von dem Beitragspflichtigen zu-
sammenhängend genutzte Fläche als 
Grundstück. Der Beitragspflichtige 
ist in diesem Fall verpflichtet, die 
Grundstücksgröße nachprüfbar, ins-
besondere durch amtlich beglaubigte 
Dokumente nachzuweisen.  
 

§ 4 Beitragsmaßstab
(1) Der Wasserversorgungsbeitrag 
wird nach einem nutzungsbezogenen 
Maßstab berechnet. 
(2) Zur Ermittlung des nutzungs-
bezogenen Beitrages werden für 
das erste Vollgeschoss 100 % und 
für jedes weitere Vollgeschoss 60 % 
der Grundstücksfläche  in Ansatz 
gebracht. 
Als Vollgeschoss gelten alle Ge-
schosse, deren Deckenoberfläche im 
Mittel mehr als 1,60 m  über die Ge-
ländeoberfläche hinausragt und die 
auf mindestens zwei Dritteln ihrer 
Grundfläche eine lichte Höhe von 
mindestens 2,30 m haben.
Kirchengebäude werden stets als ein-
geschossige Gebäude behandelt.  
Ist im Einzelfall eine Geschosszahl 
wegen der Besonderheiten des Bau-
werks nicht feststellbar, werden bei 
gewerblich oder industriell genutzten 
Grundstücken je angefangene 3,50 m 
und bei allen in anderer Weise bau-
lich genutzten Grundstücken je ange-
fangene 2,30 m Höhe des Bauwerks, 
als ein Vollgeschoss gerechnet.  
(3) Als Grundstücksfläche gilt bei 
Grundstücken, 
1. die insgesamt im Geltungsbereich 
eines Bebauungsplanes liegen – so-
fern sie nicht unter Nr. 6 oder Nr. 7 
fallen,
- die Gesamtfläche des Grundstücks, 
wenn für das Grundstück bauliche 

oder gewerbliche Nutzung festgesetzt 
ist; 
2. die teilweise im Geltungsbereich 
eines Bebauungsplanes und  
a) mit einer Restfläche innerhalb 
eines im Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles liegen, – sofern sie nicht 
unter Nr. 6 oder Nr. 7 fallen  
- die Gesamtfläche des Grundstücks, 
wenn es baulich oder gewerblich 
nutzbar ist; 
b) mit der Restfläche im Außenbe-
reich liegen – sofern sie nicht unter 
Nr. 6 oder Nr. 7 fallen
- die Fläche im Bereich des Bebau-
ungsplanes, wenn für diese darin eine 
bauliche oder gewerbliche Nutzung 
festgesetzt ist; 
3. die im Bereich einer Satzung nach 
§ 34 Abs. 4 BauGB liegen sowie bei 
Grundstücken, die über die Grenzen 
einer solchen Satzung hinausreichen, 
sofern sie nicht unter Nr. 6 oder 
Nr. 7 fallen
- die Fläche im Satzungsbereich, 
wenn diese baulich oder gewerblich 
genutzt werden kann; 
4. für die kein Bebauungsplan und 
keine Satzung nach § 34 Abs. 4 
BauGB besteht und die nicht unter 
Nr. 6 oder Nr. 7 fallen,
a) wenn sie insgesamt innerhalb des 
im Zusammenhang bebauten Orts-
teiles (§ 34 BauGB) liegen,  
die Gesamtfläche des Grundstücks, 
b) wenn sie mit ihrer Fläche teilwei-
se im Innenbereich(§ 34 BauGB) 
und teilweise im Außenbereich 
(§ 35 BauGB)liegen,
die Gesamtfläche des Grundstücks, 
höchstens jedoch die Fläche zwi-
schen der jeweiligen Straßengrenze 
und einer Linie, die in einem gleich-
mäßigen Abstand von 40 m dazu 
verläuft; bei Grundstücken, die nicht 
an eine Straße angrenzen oder nur 
durch einen zum Grundstück gehö-

renden Weg mit ihr verbunden sind, 
gleich der Eigentumsverhältnisse am 
Weg
die Fläche zwischen der der Straße 
zugewandten Grundstücksseite und 
einer Linie, die im gleichmäßigen 
Abstand von 40 m zu ihr verläuft;
5. die über die sich nach Nr. 2 lit. b) 
oder Nr. 4 lit. b) ergebenden Gren-
zen hinaus bebaut oder gewerblich 
genutzt sind, die Fläche zwischen 
der jeweiligen Straßengrenze bzw. 
im Falle von Nr. 4 der der Straße 
zugewandten Grundstücksseite und 
einer Linie hierzu, die in dem gleich-
mäßigen Abstand verläuft, der der 
übergreifenden oder gewerblichen 
Nutzung entspricht;  
6. für die durch Bebauungsplan oder 
Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB die 
Nutzung als Wochenendhausgebiet 
oder eine sonstige Nutzung ohne 
oder mit nur untergeordneter Be-
bauung festgesetzt ist  
(z. B. Dauerkleingärten, Schwimm-
bäder, Camping-, Fest- und Sport-
plätze, Friedhöfe, nicht aber Flächen 
für die Landwirtschaft) oder die in-
nerhalb eines im Zusammenhang 
bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) 
tatsächlich so genutzt werden,
75 % der Grundstücksfläche;  
7. für die durch Bebauungsplan oder 
Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB die 
Nutzung als Fläche für die Landwirt-
schaft festgesetzt ist, und bei Grund-
stücken, die im Außenbereich (§ 35 
BauGB) liegen und bebaut sind,  
die Grundfläche der an die Wasser-
versorgungsanlage angeschlossenen 
Baulichkeiten geteilt durch die 
GRZ 0,2. 
Die so ermittelte Fläche wird diesen 
Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, 
dass ihre Grenzen jeweils im gleichen 
Abstand von den Außenwänden der 
Baulichkeiten verlaufen, wobei bei 

SATZUNG
des Wasser- und Abwasserzweckverbandes „Elbe-Elster-Jessen“ (WAZV)

über die Erhebung von Gebühren und Beiträge  für die öffentliche Wasserversorgung
Wassergebühren und -beitragssatzung (WGBS)
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einer Überschreitung der Grund-
stücksgrenze durch diese Zuordnung 
eine gleichmäßige Flächenergänzung 
auf dem Grundstück erfolgt; 
8. die im Außenbereich (§ 35 
BauGB) liegen und für die durch 
Planfeststellung, bergrechtlichen 
Betriebsplan oder diesen ähnliche 
Verwaltungsakte eine der baulichen 
Nutzung vergleichbare Nutzung zu-
gelassen ist (z. B. Abfalldeponie, Un-
tergrundspeicher pp.), die Fläche des 
Grundstücks, auf die sich die Plan-
feststellung, der Betriebsplan oder 
der diesen ähnlichen Verwaltungsakt 
bezieht, wobei solche Flächen unbe-
rücksichtigt bleiben, die trinkwasser-
relevant nicht nutzbar sind. 
(4) Als Zahl der Vollgeschosse nach 
Abs. 2 gilt bei Grundstücken 
1. die ganz oder teilweise im Gel-
tungsbereich eines Bebauungsplanes 
liegen (Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2)  
a) die im Bebauungsplan festgesetz-
te höchstzulässige Zahl der Vollge-
schosse; 
b) für die im Bebauungsplan statt 
der Zahl der Vollgeschosse die Hö-
he der baulichen Anlagen festgesetzt 
ist, in Gewerbe-, Industrie- und 
Sondergebieten i. S. von § 11 Abs. 3 
BauNVO die durch 3,5 und in allen 
anderen Baugebieten, die durch 2,3 
geteilte höchstzulässige Gebäudehö-
he auf ganze Zahlen gerundet; 
c) für die im Bebauungsplan weder 
die Zahl der Vollgeschosse noch 
die Höhe der baulichen Anlagen 
sondern nur eine Baumassenzahl 
festgesetzt ist, die durch 3,5 geteilte 
höchstzulässige Baumassenzahl auf 
ganze Zahlen gerundet
d) auf denen nur Garagen oder 
Stellplätze errichtet werden dürfen, 
die Zahl von einem Vollgeschoss je 
Nutzungsebene; 
e) für die in einem Bebauungsplan 
weder die Zahl der Vollgeschosse 
noch die Höhe der baulichen An-
lagen bzw. die Baumassenzahl be-
stimmt ist, wenn  
- für sie durch Bebauungsplan eine 
Nutzung als Fläche für die Land-
wirtschaft festgesetzt ist, die Zahl 
der tatsächlich vorhandenen Vollge-
schosse, 
- für sie durch Bebauungsplan eine 
Nutzung als Wochenendhausgebiet 
festgesetzt ist, die Zahl von einem 
Vollgeschoss, 
- die in anderen Baugebieten liegen, 
der in der näheren Umgebung über-
wiegend festgesetzte und/ oder tat-
sächlich vorhandene (§ 34 BauGB) 
Berechnungswert nach lit. a) – c); 
2. auf denen die Zahl der Vollge-
schosse nach Nr. 1 lit. a) bzw. lit. 
d) – g) oder die Höhe der baulichen 
Anlagen bzw. Baumassenzahl nach 
Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c) überschrit-
ten wird, die tatsächlich vorhandene 

Zahl der Vollgeschosse bzw. die sich 
nach der tatsächlich vorhandenen 
Bebauung ergebenden Berechnungs-
werte nach Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c); 
3. für die durch Bebauungsplan ei-
ne sonstige Nutzung ohne oder mit 
nur untergeordneter Bebauung fest-
gesetzt ist (z. B. Dauerkleingärten, 
Schwimmbäder, Camping-, Sport- 
und Festplätze sowie Friedhöfe) oder 
die außerhalb von Bebauungsplange-
bieten tatsächlich so genutzt werden, 
die Zahl von einem Vollgeschoss; 
4. für die durch in einem Bebau-
ungsplan weder die Zahl der Vollge-
schosse noch die Höhe der baulichen 
Anlagen bzw. die Baumassenzahl be-
stimmt ist, wenn  
a) durch Bebauungsplan eine Nut-
zung als Fläche für die Landwirt-
schaft festgesetzt ist, die Zahl der 
tatsächlich vorhandenen Vollge-
schosse, 
b) durch Bebauungsplan eine Nut-
zung als Wochenendhausgebiet 
festgesetzt ist, die Zahl von einem 
Vollgeschoss,  
c) die in anderen Baugebieten liegen, 
der in der näheren Umgebung über-
wiegend festgesetzte und/oder tatsäch-
liche vorhandene (§ 34 BauGB) Be-
rechnungswert nach Nr. 1 lit. a) – c 4.
5. für die kein Bebauungsplan be-
steht, die aber ganz oder teilweise 
innerhalb des im Zusammenhang 
bebauten Ortsteiles liegen (Abs. 3 
Nr. 4), wenn sie  
a) bebaut sind, die höchste Zahl der 
tatsächlich vorhandenen Vollge-
schosse, 
b) unbebaut sind, die Zahl der in der 
näheren Umgebung überwiegend 
vorhandenen Vollgeschosse; 
6. die im Außenbereich (§ 35 
BauGB) liegen und bebaut sind, die 
Zahl der Vollgeschosse der ange-
schlossenen Baulichkeit; 
7. die im Außenbereich (§ 35 
BauGB) liegen und für die durch 
Planfeststellung bergrechtlichen 
Betriebsplan oder diesen ähnliche 
Verwaltungsakte eine der baulichen 
Nutzung vergleichbare Nutzung zu-
gelassen ist, - bezogen auf die Fläche 
nach Abs. 3 Nr. 8 – die Zahl von 
einem Vollgeschoss. 
(5) Bei Grundstücken, die im Gel-
tungsbereich einer Satzung nach 
§ 34 Abs. 4 BauGB oder § 35 Abs. 6 
BauGB liegen, sind zur Feststellung 
der Zahl der Vollgeschosse die Vor-
schriften entsprechend anzuwenden, 
wie sie bestehen für 
1. Bebauungsplangebiete, wenn in 
der Satzung Bestimmungen über 
das zulässige Nutzungsmaß getroffen 
sind; 
2. die im Zusammenhang bebauten 
Ortsteile, wenn die Satzung keine 
Bestimmungen über das zulässige 
Nutzungsmaß enthält. 

§ 5 Beitragssatz
(1) Der Beitragssatz für die Herstel-
lung der Wasserversorgungsanlage 
beträgt 1,20 € / m² Beitragsfläche.
(2) Die Beitragssätze für die Anschaf-
fung, Erweiterung, Verbesserung 
und Erneuerung der Wasserversor-
gungsanlage werden im Einzelfall 
unter Angabe des Abgabentatbe-
standes in einer besonderen Satzung 
festgelegt. 
 

§ 6 Beitragspflichtige
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeit-
punkt der Bekanntgabe des Beitrags-
bescheides Eigentümer des Grund-
stücks ist. Ist das Grundstück mit 
einem Erbbaurecht belastet, so ist 
anstelle des Eigentümers der Erbbau-
berechtigte beitragspflichtig. Ist das 
Grundstück mit einem dinglichen 
Nutzungsrecht nach Art. 233 § 4 
des Einführungsgesetzes zum Bür-
gerlichen Gesetzbuch belastet, so ist 
anstelle des Eigentümers der Inhaber 
dieses Rechts beitragspflichtig. 
(2) Für Grundstücke und Gebäude, 
die im Grundbuch noch als Eigen-
tum des Volkes eingetragen sind, 
tritt an die Stelle des Eigentümers 
der Verfügungsberechtigte i. S. von 
§ 8 Abs. 1 des Vermögenszuord-
nungsgesetzes. 
(3) Mehrere Beitragspflichtige haf-
ten als Gesamtschuldner; bei Woh-
nungs- und Teileigentum sind die 
einzelnen Wohnungs- und Teileigen-
tümer nur entsprechend ihrem Mit-
eigentumsanteil beitragspflichtig. 
(4) Der Beitrag ruht als öffentliche 
Last auf dem Grundstück, bei Beste-
hen eines Erbbaurechtes auf diesem.
 
§ 7 Entstehung der Beitragspflicht
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit 
der betriebsfertigen Herstellung der 
Wasserversorgungsanlage vor dem 
Grundstück. 
(2) Im Falle des § 3 Abs. 2 entsteht 
die Beitragspflicht mit dem tatsäch-
lichen Anschluss, frühestens jedoch 
mit dessen Genehmigung. 
 

§ 8 Vorausleistung
Auf die künftige Beitragsschuld 
können angemessene Vorauslei-
stungen verlangt werden, sobald mit 
der Durchführung der Maßnahme 
begonnen worden ist. Die Voraus-
leistung ist mit der endgültigen 
Beitragsschuld zu verrechnen, auch 
wenn der Vorausleistende nicht bei-
tragspflichtig ist. 
 

§ 9 Veranlagung, Fälligkeit
Der Wasserversorgungsbeitrag wird 
durch Bescheid festgesetzt und ei-
nen Monat nach der Bekanntgabe 
des Bescheides fällig. Das gleiche 
gilt für die Erhebung einer Voraus-
leistung. 

§ 10 Ablösung 
In Fällen, in denen die Beitrags-
pflicht noch nicht entstanden ist, 
kann die Ablösung durch Vertrag 
vereinbart werden. Die Höhe des 
Ablösungsbetrages ist nach Maßga-
be des in § 4 bestimmten Beitrags-
maßstabes und des in § 5 festgelegten 
Beitragssatzes zu ermitteln. 
Durch Zahlung des Ablösungsbe-
trages wird die Beitragspflicht end-
gültig abgegolten. 
 

§ 11 Billigkeitsregelungen
(1) Ausgehend von einer Durch-
schnittsgröße der nach der tatsäch-
lichen Nutzung vorwiegend Wohn-
zwecken dienenden Grundstücke im 
Versorgungsgebiet des Verbandes 
mit 1.075 m² gelten derartige 
Wohngrundstücke als i. S. von § 6 
c Abs. 2 Satz 1 KAG-LSA übergroß, 
wenn die nach § 4 Abs. 3 zu berech-
nende Vorteilsfläche die vorgenann-
te Durchschnittsgröße um 30 v. H. 
(Begrenzungsfläche) oder mehr 
überschreitet. Derartige in diesem 
Sinne übergroße Wohngrundstücke 
werden in Größe der Begrenzungs-
fläche in vollem Umfang, hinsicht-
lich der die Begrenzungsfläche bis 
um 50 v. H. übersteigenden Vorteils-
fläche zu 50. v. H. und wegen einer 
darüber hinaus bestehenden Vor-
teilsfläche zu 30 v. H. des sich nach 
§ 4 i. V. mit § 5 zu berechnenden 
Wasserversorgungsbeitrages heran-
gezogen. 
(2) Gebäude oder selbständige Ge-
bäudeteile, die auf der durch § 4 
Abs. 3 Nr. 1 – 5 bestimmten Grund-
stücksfläche oder auf einem unter  
§ 4 Abs. 3 Nr. 6 und 8 fallendes 
Grundstück errichtet sind, und die 
nach der Art ihrer Nutzung keinen 
Bedarf nach Anschluss an die öffent-
liche Wasserversorgungseinrichtung 
auslösen oder nicht angeschlossen 
werden dürfen, und auch tatsächlich 
nicht angeschlossen sind, bleiben 
auf Antrag des Beitragspflichtigen 
beitragsfrei (§ 6 c Abs. 3 KAG-LSA). 
Der Beitragsfreiheit solcher Gebäude 
oder selbständigen Gebäudeteile ist 
dergestalt Rechnung zu tragen, dass 
die beitragsfreien Gebäude oder selb-
ständigen Gebäudeteile bei der Er-
mittlung der Zahl der Vollgeschosse 
nach § 4 dieser Satzung unberück-
sichtigt bleiben.
(3) Ansprüche aus dem Abgabe-
schuldverhältnis können ganz oder 
teilweise gestundet werden, wenn 
die Einziehung bei Fälligkeit eine 
erhebliche Härte für den Schuldner 
bedeuten würde und der Anspruch 
durch die Stundung nicht gefährdet 
erscheint. Ist deren Einziehung nach 
Lage des Einzelfalles unbillig, kön-
nen sie ganz oder zum Teil erlassen 
werden.  

Abschnitt III
Erstattung der Kosten

für Haus- und zusätzliche
Grundstücksanschlüsse

§ 12 Entstehung
des Erstattungsanspruchs

(1) Die Aufwendungen für die Her-
stellung, Erneuerung, Veränderung, 
Unterhaltung und Beseitigung 
Grundstücksanschlüsse an die öf-
fentliche Wasserversorgungsanlage 
(Anschlussleitung von der Versor-
gungsleitung bis zur Wasserüberga-
bestelle, hier Hauptabsperrvorrich-
tung hinter dem Wasserzähler) sind 
dem Verband in der tatsächlich ent-
standenen Höhe zu erstatten.
(2) Der Erstattungsanspruch entsteht 
mit der Beendigung der Maßnahme. 
Die Maßnahme ist beendet, wenn 
der jeweilige Grundstücksanschluss 
seiner Zweckbestimmung entspre-
chend benutzbar, also betriebsfertig 
hergestellt, erneuert oder verändert 
bzw. nicht mehr benutzbar beseitigt 
ist. 
(3) Die §§ 6, 8 und 10 gelten ent-
sprechend. 

§ 13 Kostenerstattung
1) Der Anschlussnehmer hat zu tra-
gen: 
a)  die Kosten der erstmaligen Her-
stellung des Grundstücksanschlusses, 
b) die Kosten der Erneuerung, 
Veränderung und Beseitigung der 
Grundstücksanschlüsse, wenn sie 
vom Anschlussinhaber veranlasst 
wurden.
2) Zu den Kosten nach Abs. 1 ge-
hören auch die Aufwendungen für 
die Wiederherstellung des alten 
Zustandes auf den durch die Arbeit 
beanspruchten Flächen. 
3) Der Kostenanspruch entsteht 
mit der endgültigen Herstellung des 
Grundstücksanschlusses.
 

§ 14 Fälligkeit
Der Erstattungsbetrag wird durch 
Bescheid festgesetzt und einen Mo-
nat nach Bekanntgabe des Beschei-
des fällig. 

Abschnitt IV Wassergebühr
§ 15 Grundsatz

Für die Inanspruchnahme der öf-
fentlichen Wasserversorgungsanla-
ge wird eine Wassergebühr für die 
Grundstücke erhoben, die an die öf-
fentliche Wasseranlage angeschlossen 
sind oder aus dieser Wasser entneh-
men. 
 

§ 16 Gebührenmaßstäbe
(1) Die Wassergebühr wird un-
ter Berücksichtigung von Art und 
Umfang der Inanspruchnahme der 
Öffentlichen Einrichtung über eine 
Grundgebühr und eine Leistungsge-
bühr berechnet.  
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(2) Der Maßstab für die Grundge-
bühr für ausschließlich zu Wohn-
zwecken bereitgestellte Leistung ist 
die Wohneinheit. 
Die Wohneinheit ist eine abge-
schlossene Wohnung, bei der fol-
gende Voraussetzungen erfüllt sind: 
1. bauliche Trennung durch Wände 
und Decken von anderen benachbar-
ten Wohnungen und Räumen; 
2. eigener Zugang über ein Treppen-
haus (Wohnungseingangstüren) oder 
direkt ins Freie (Haustüren); 
3. ermöglicht die Führung eines 
Haushaltes mit stets einer Küche 
oder Kochnische sowie Wasserver-
sorgung, Ausguss und Toilette sowie 
mindestens die Mitbenutzungsmög-
lichkeit einer Etagen- oder Außen-
toilette. 
(3) Der Maßstab für die Grund-
gebühr für industriell, gewerblich, 
landwirtschaftlich, öffentlich und 
sonstige nicht zu Wohnzwecken 
genutzte Verbrauchsstellen für zu 
diesen Zwecken 
(4) Die Leistungsgebühr wird nach 
der Wassermenge bemessen, die 
aus der öffentlichen Wasserversor-
gungsanlage entnommen wird. Die 
Berechnungseinheit für die Gebühr 
ist 1 m³ Wasser. 
(5) Der Wasserverbrauch wird durch 
geeichten Wasserzähler ermittelt. 
(6) Hat ein Wasserzähler nicht rich-
tig oder überhaupt nicht angezeigt, 
so wird die Wassermenge vom Ver-
band unter Zugrundelegung des 
Verbrauchs des vorhergehenden 
Abrechnungszeitraumes und unter 
Berücksichtigung der begründeten 
Angaben des Gebührenpflichtigen 
geschätzt. Geschätzt wird auch, 
wenn die Ablesung des Wasserzäh-
lers nicht ermöglicht wird. 
 

§ 17 Gebührensätze
(1) Die Grundgebühr für zu Wohn-
zwecken bereitgestellte Leistung 
beträgt je Wohneinheit monatlich 
13,00 € (zzgl. USt.). 

(2) Die Grundgebühr für in § 15 (3) 
genannte Zwecke beträgt monatlich 
(zzgl. USt.):
  
Bezeich-  Grundgebühr monatlich
nung neu  zzgl USt.

Q3 2,5    21,10 €
Q3 4  33,80 €
Q3 10  84,60 €
Q3 16  135,30 €
Q3 25  211,50 € 
Q3 40  338,40 €
Q3 63  532,90 €
Q3 100  846,00 €
Q3 240  2030,40 €

(3) Die Leistungsgebühr beträgt 
1,35 € / m³ (zzgl. USt.).

  § 18 Wassergebühren für
Baudurchführungen pp.

(1) Für Wasser, das bei der Herstel-
lung von Gebäuden oder sonstigen 
Anlagen verwendet wird (Bauwas-
ser), wird eine Verbrauchsgebühr 
nach Abs. 2 erhoben, sofern der 
Verbrauch nicht durch Wasserzähler 
ermittelt werden kann.
 
(2) Bei Neu-, Um- und Erweite-
rungsbauten von Gebäuden und 
sonstigen Baulichkeiten wird je ange-
fangene 100 m³ umbauten Raumes 
(einschließlich Keller- und Unter-
geschoß sowie ausgebauter Dach-
räume) ein Verbrauch von 10 m³ 
zugrunde gelegt.  Bauvorhaben mit 
weniger als 10 m³ umbauten Raumes 
bleiben gebührenfrei. 

(3) Der Wasserverbrauch für andere 
vorübergehende Zwecke wird vom 
Verband im Einzelfall nach Erfah-
rungswerten geschätzt, sofern der 
Verbrauch nicht durch Wasserzähler 
ermittelt werden kann. 
 
(4) Für den Wasserverbrauch für 
sonstige regelmäßige Zwecke (Be-
wässerungsanlagen, Gartenbereg-
nung, Schwimmbecken u. ä.), gilt 
§ 17 III entsprechend. 
 
(5) Die Kosten für das Aufstellen 
und Abbauen von Einrichtungen zur 
vorübergehenden Wasserentnahme 
sind dem Verband zu erstatten. 
 

§ 19 Gebührenpflichtige
(1) Gebührenschuldner ist, wer die 
mit der jeweiligen öffentlichen Ein-
richtung gebotene Leistung in An-
spruch nimmt (Benutzer). Gebüh-
renpflichtig ist auch der Eigentümer. 
Ist ein Erbbaurecht bestellt, tritt an 
dessen Stelle der Erbbauberechtigte 
des angeschlossenen Grundstücks. 
Gebührenpflichtige sind außerdem 
Nießbraucher oder sonstige zur 
Nutzung des Grundstücks Berech-
tigte. Mehrere Gebührenpflichtige 
sind Gesamtschuldner. Mieter und 
Pächter haften für den ihnen zure-
chenbaren Anteil der Gebühr, sofern 
sie nicht selbst Gebührenschuldner 
sind. 

(2) Beim Wechsel des Gebühren-
pflichtigen geht die Gebührenpflicht 
Tag genau zum Übergangsstichtag 
auf den neuen Pflichtigen über. 
Wenn der bisher Gebührenpflichti-
ge die Mitteilung über den Wechsel 
(§ 25 Abs. 1) versäumt, so haftet er 
für die Gebühren, die auf den Zeit-
raum bis zum Eingang der Mittei-
lung beim Verband entfallen, neben 
dem neuen Pflichtigen.
 

 § 20 Entstehung und
Beendigung der Gebührenpflicht
Die Gebührenpflicht entsteht, so-
bald das Grundstück an die öffent-
liche Wasserversorgungsanlage ange-
schlossen ist oder in den Fällen des 
§ 18 mit der Herstellung der Ent-
nahme-Einrichtungen.  Sie erlischt, 
sobald der Grundstücksanschluss 
oder die Wasserentnahmeeinrich-
tung beseitigt worden ist. 
 

§ 21 Erhebungszeitraum 
(1) Erhebungszeitraum ist das Ab-
rechnungsjahr, an dessen Ende die 
Gebührenschuld entsteht. Endet die 
Zuführung von Wasser vor Ablauf 
des Abrechnungszeitraumes, ent-
steht die Gebührenschuld am Ende 
des Lieferzeitraumes

(2) Soweit die Gebühr nach den 
durch Wasserzähler ermittelten 
Wassermengen erhoben wird (§ 16 
Abs. 2), gilt als Berechnungsgrund-
lage für den Erhebungszeitraum der 
Wasserverbrauch der Ableseperiode. 
Sofern es innerhalb des laufenden 
Abrechnungsjahres zu einem Wech-
sel des/r Gebührenpflichtigen gem. 
§ 19 kommt, ist der durch Ablesung 
festgestellte Verbrauch vom Tag der 
letzten Abrechnung bis zum Tag der 
Abmeldung des Gebührenschuldners 
maßgeblich.

§ 22 Veranlagung und Fälligkeit
(1) Auf die nach Ablauf des Er-
hebungszeitraumes festzusetzende 
Gebühr sind monatlich Abschlags-
zahlungen zu leisten.  Die Höhe der 
Abschlagszahlungen wird durch Be-
scheid nach den Berechnungsdaten 
des abgelaufenen Erhebungszeit-
raumes festgesetzt.
 
(2) Entsteht die Gebührenpflicht 
erstmalig im Laufe eines Kalender-
jahres, so wird der Abschlagszahlung 
eine Trinkwassermenge zugrunde ge-
legt, die der pauschalierten personen-
bezogenen Durchschnittsmenge ent-
spricht bzw. den Erfahrungswerten 
vergleichbarer Kunden.
 
(3) Die Wassergebühr wird durch 
Bescheid festgesetzt und einen 
Monat nach der Bekanntgabe des 
Bescheides fällig.  Das gleiche gilt 
für die Erhebung der Abschlagzah-
lungen.  Die Gebühr kann zusam-
men mit anderen Abgaben angefor-
dert werden.
 
(4) Die Wassergebühren für Bau-
durchführungen pp. (§ 18) sind in-
nerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe des Abgabenbescheides fällig 
und können zusammen mit anderen 
Abgaben angefordert werden. 

Abschnitt V Schlussvorschriften
§ 23 Umsatzsteuer

Zusätzlich zu den nach dieser Sat-
zung zu erhebenden Abgaben wird 
– soweit sie der Umsatzsteuerpflicht 
unterliegen – die gesetzliche Umsatz-
steuer erhoben.
 
 § 24 Auskunftspflicht
(1) Die Abgabenpflichtigen und 
ihre Vertreter haben dem Verband 
bzw. dem von ihm Beauftragten jede 
Auskunft zu erteilen, die für die Fest-
setzung und Erhebung der Abgaben 
erforderlich ist.
 
(2) Der Verband bzw. der von ihm 
Beauftragte kann an Ort und Stelle 
ermitteln. Die nach Abs.1 zur Aus-
kunft verpflichteten Personen haben 
dies zu ermöglichen und in dem er-
forderlichen Umfange zu helfen. 

(3) Soweit sich der Verband bei der 
öffentlichen Wasserversorgung eines 
Dritten bedient, haben die Abgaben-
pflichtigen zu dulden, dass sich der 
Verband zur Feststellung der Was-
sermengen nach § 16 Abs. 4–5 die 
Verbrauchsdaten von dem Dritten 
mitteilen bzw. über Datenträger 
übermitteln lässt. 
 

§ 25 Anzeigepflicht 
(1) Jeder Wechsel der Rechts- und 
Nutzungsverhältnisse am Grund-
stück ist dem Verband sowohl vom 
Veräußerer als auch vom Erwerber 
innerhalb eines Monats schriftlich 
anzuzeigen.
 
(2) Sind auf dem Grundstück Anla-
gen vorhanden, die die Berechnung 
der Abgaben beeinflussen, so hat der 
Abgabenpflichtige dies unverzüglich 
dem Verband schriftlich anzuzei-
gen.  Dieselbe Verpflichtung besteht 
für ihn, wenn solche Anlagen neu 
geschaffen, geändert oder beseitigt 
werden.
  

§ 26 Datenverarbeitung 
(1) Zur Feststellung der sich aus 
dieser Satzung ergebenden Abgabe-
pflichten sowie zur Festsetzung und 
Erhebung dieser Abgaben ist die 
Verarbeitung (§ 3 Abs. 3 DSG-LSA) 
der hierfür erforderlichen personen- 
und grundstücksbezogenen Daten 
gemäß §§ 9 und 10 DSG-LSA (Vor- 
und Zuname der Abgabepflichtigen 
und deren Anschriften; Grund-
stücks- und Grundbuchbezeich-
nung) durch den Verband zulässig. 

(2) Der Verband darf die für Zwe-
cke der Grundsteuer, des Liegen-
schaftsbuches und des Melderechts 
bekanntgewordenen personen- und 
grundstücksbezogenen Daten für die 
in Abs. 1 genannten Zwecke nutzen 

und sich die Daten von den ent-
sprechenden Ämtern (Finanz- und 
Steuer-, Liegenschafts-, Einwohner-
melde- und Grundbuchamt) über-
mitteln lassen, was auch im Wege 
automatischer Abrufverfahren erfol-
gen kann. 
 

§ 27 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig i. S. von § 16 
Abs. 2 Nr. 2 KAG-LSA handelt, wer 
vorsätzlich oder leichtfertig
1. entgegen § 24 Abs. 1 die für die 
Festsetzung und Erhebung der Abga-
ben erforderlichen Auskünfte nicht 
erteilt; 

2. entgegen § 24 Abs. 2 verhindert, 
dass der Verband bzw. der von ihm 
Beauftragte an Ort und Stelle ermit-
teln kann oder die dazu erforderliche 
Hilfe verweigert; 

3. entgegen § 25 Abs. 1 den Wechsel 
der Rechtsverhältnisse am Grund-
stück nicht innerhalb eines Monats 
schriftlich anzeigt; 

4. entgegen § 25 Abs. 2 Satz 1 nicht 
unverzüglich schriftlich anzeigt, 
dass Anlagen auf dem Grundstück 
vorhanden sind, die die Berechnung 
der Abgabe beeinflussen;
 
5. entgegen § 25 Abs. 2 Satz 2 die 
Neuanschaffung, Änderung oder 
Beseitigung solcher Anlagen nicht 
schriftlich anzeigt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann 
mit einer Geldbuße bis zu 10.000,- € 
geahndet werden. Die Geldbuße soll 
den wirtschaftlichen Vorteil, den der 
Pflichtverletzer aus der Ordnungs-
widrigkeit gezogen hat, übersteigen. 
Reicht das Höchstmaß hierzu nicht 
aus, so kann es überschritten werden.
 

§ 28 Inkrafttreten
1) Diese Satzung tritt am Tage nach 
ihrer Veröffentlichung in Kraft.

2) Gleichzeitig tritt die Wasserge-
bühren- und beitragssatzung vom 
29. 09. 1997 in Fassung der letzten 
Änderung vom 13. 12. 2017 außer 
Kraft.

Jessen, den 19. 12. 2019

Siegel

Giffey     
Verbandsgeschäftsführer
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  SATZUNG
über die Entwässerung und den Anschluss

an die öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanlagen
des Wasser- und Abwasserzweckverbandes „Elbe-Elster-Jessen“

Schmutzwasserbeseitigungssatzung (SWBS)

Aufgrund der §§ 5, 8, und 11 des 
Kommunalverfassungsgesetzes des 
Landes Sachsen-Anhalt (KVG-LSA) 
vom 17. 06. 2014 (GVBl. LSA S. 288) 
in Verbindung mit §§ 78 ff. des Was-
sergesetzes für das Land Sachsen-
Anhalt (WG LSA) vom 16. 03. 2011 
(GVBl. LSA S. 492) und der §§ 9 und 
16 des Gesetzes über kommunale Ge-
meinschaftsarbeit (GKG LSA) vom 
26. 02. 1998 (GVBl. LSA S. 81), je-
weils in der zur Zeit geltenden Fas-
sung, hat die Verbandsversammlung 
in ihrer Sitzung am 19. 12. 2019 fol-
gende Satzung beschlossen:

I. Allgemeine Bestimmungen
§ 1 Allgemeines

(1) Der Wasser- und Abwasser-
zweckverband „Elbe-Elster-Jessen“ 
(WAZV) betreibt nach Maßgabe 
dieser Satzung in seinem Verbands-
gebiet Anlagen zur 
1. zentralen Schmutzwasserbeseiti-
gung 
2. dezentralen Schmutzwasserbesei-
tigung 
a) für Fäkalschlamm aus Kleinklär-
anlagen 
b) für Schmutzwasser aus abfluss-
losen Sammelgruben als jeweils 
rechtlich selbstständige öffentliche 
Einrichtungen.
Die zu der öffentlichen Einrichtung 
zur Schmutzwasserbeseitigung ge-
hörenden Mitgliedsstädte des Ver-
bandes inkl. ihrer Ortsteile werden 
in der Anlage 1 zu dieser Satzung 
aufgeführt. 
(2) Die Schmutzwasserbeseitigung 
erfolgt mittels zentraler Kanalisa-
tions- und Schmutzwasserbehand-
lungsanlagen im Trennverfahren 
(zentrale Schmutzwasseranlagen) 
oder mittels Einrichtungen und 
Vorkehrungen zur Abfuhr und Be-
handlung von Schmutzwasser ein-
schließlich Fäkalschlamm (dezentrale 
Schmutzwasseranlagen). 
(3) Der WAZV kann die Schmutz-
wasserbeseitigung ganz oder teilweise 
durch Dritte vornehmen lassen. 
(4) Art, Lage und Umfang der öf-
fentlichen Schmutzwasseranlagen so-
wie den Zeitpunkt ihrer Herstellung, 
Erweiterung, Erneuerung, Verände-
rung oder Beseitigung bestimmt der 
WAZV im Rahmen der ihm oblie-
genden Schmutzwasserbeseitigungs-
pflicht. 

§ 2 Begriffsbestimmungen
(1) Die Schmutzwasserbeseitigung 
im Sinne dieser Satzung umfasst das 
Sammeln, Fortleiten, Behandeln, 
Einleiten, Versickern, Verregnen 
und Verrieseln von Schmutzwasser 
sowie die Beseitigung des in Klein-
kläranlagen anfallenden Schlamms 
und des in abflusslosen Gruben ge-
sammelten Schmutzwassers. 
(2) Schmutzwasser im Sinne dieser 
Satzung ist das durch häuslichen 
Gebrauch verunreinigte Wasser 
(häusliches Schmutzwasser) und das 
durch gewerblichen, industriellen 
oder sonstigen Gebrauch verunrei-
nigte oder in seinen Eigenschaften 
veränderte Wasser (nichthäusliches 
Schmutzwasser). Ausgenommen ist 
das durch landwirtschaftlichen Ge-
brauch entstandene Schmutzwasser, 
das dazu bestimmt ist, auf landwirt-
schaftlichen, forstwirtschaftlichen 
oder gärtnerisch genutzten Böden 
aufgebracht zu werden. 
Niederschlagswasser stellt kein 
Schmutzwasser im Sinne dieser Sat-
zung dar. Als Schmutzwasser gilt 
auch jedes sonstige in die Kanalisa-
tion gelangte Wasser. 
(3) Grundstück im Sinne dieser Sat-
zung ist grundsätzlich das Grund-
stück im bürgerlich-rechtlichen 
Sinne. Ist ein vermessenes und im 
Bestandsverzeichnis des Grund-
buches unter einer eigenen Num-
mer eingetragenes Grundstück nicht 
vorhanden, so gilt die von dem An-
schlussnehmer zusammenhängend 
genutzte Fläche als Grundstück. 
(4) Haus-/Grundstücksentwässe-
rungsanlagen sind alle Einrichtungen 
zur Schmutzwasserbeseitigung, so-
weit sie nicht Bestandteil der öffent-
lichen Schmutzwasseranlage sind.
(5) Die öffentliche zentrale Schmutz-
wasseranlage endet einschließlich 
Revisionsschacht / Übergabeschacht 
1 m hinter der Grenze des zu ent-
wässernden Grundstückes. Wenn die 
baulichen Gegebenheiten das nicht 
zulassen, wird nach Anhörung des 
Grundstückeigentümers oder sonsti-
ger nach § 2 (8) Verpflichteter und 
unter Wahrung ihrer berechtigten 
Interessen vom Zweckverband die 
Lage des Revisions- / Übergabe-
schachtes, an der die öffentliche 
Einrichtung endet, bestimmt. 
(6) Zu den zentralen öffentlichen 

Schmutzwasseranlagen gehören 
1. das gesamte öffentliche Schmutz-
wasserentsorgungsnetz einschließlich 
aller technischen Einrichtungen wie 
Pumpstationen, Freigefälleleitungen, 
Druckleitungen, Grundstücksan-
schlussleitungen einschließlich Re-
visions-/Übergabeschacht;
2. alle Einrichtungen zur Behand-
lung des Schmutzwassers wie z. B. 
Kläranlagen und ähnliche Anlagen, 
die im Eigentum des WAZV stehen, 
und ferner die von Dritten herge-
stellten und unterhaltenen Anlagen, 
deren sich der WAZV bedient. 
(7) Zur dezentralen öffentlichen 
Schmutzwasseranlage gehören alle 
Vorkehrungen und Einrichtungen 
für Abfuhr und Behandlung von 
Schmutzwasser aus abflusslosen 
Sammelgruben und Kleinkläran-
lagen einschließlich Fäkalschlamm 
außerhalb des zu entwässernden 
Grundstücks. 
8) Die in dieser Satzung für Grund-
stückseigentümer erlassenen Vor-
schriften gelten auch für Erbbaube-
rechtigte oder ähnlich zur Nutzung 
des Grundstücks dinglich Berech-
tigte. Von mehreren dinglich Be-
rechtigten ist jeder berechtigt und 
verpflichtet; sie haften als Gesamt-
schuldner.
  

§ 3 Anschlusszwang
(1) Jeder Grundstückseigentümer 
ist verpflichtet, sein Grundstück im 
Einzugsbereich einer öffentlichen 
Schmutzwasserbeseitigungsanlage 
nach Maßgabe der folgenden Be-
stimmungen an diese anzuschlie-
ßen, sobald auf seinem Grundstück 
Schmutzwasser auf Dauer anfällt. 
(2) Dauernder Anfall von Schmutz-
wasser ist anzunehmen, sobald das 
Grundstück mit Gebäuden für den 
dauernden oder vorübergehenden 
Aufenthalt von Menschen oder für 
gewerbliche oder industrielle Zwecke 
bebaut ist oder mit der Bebauung des 
Grundstücks begonnenen wurde.
(3) Die Verpflichtung nach Abs. 1 
richtet sich auf den Anschluss an 
die zentrale Schmutzwasseranlage, 
soweit die öffentlichen Kanalisati-
onsanlagen für das Grundstück be-
triebsbereit vorhanden sind, sonst 
auf den Anschluss des Grundstücks 
an die dezentrale Schmutzwasseran-
lage. 

(4) Besteht ein Anschluss an die de-
zentrale Schmutzwasseranlage, kann 
der WAZV den Anschluss an die 
zentrale Schmutzwasseranlage ver-
langen, sobald die Voraussetzungen 
des Abs. 3 nachträglich eintreten. 
Der Grundstückseigentümer erhält 
eine entsprechende Mitteilung mit 
der Aufforderung zum Anschluss 
seines Grundstücks an die zentrale 
Schmutzwasseranlage. Der Anschluss 
ist innerhalb von drei Monaten nach 
Zugang der Aufforderung vorzuneh-
men und mittels Abnahme durch 
den WAZV nachzuweisen.
(5) Werden an einer Erschließungs-
straße, in die später Entwässerungs-
kanäle eingebaut werden sollen, 
Neubauten errichtet, so sind auf 
Verlangen des WAZV alle Einrich-
tungen für den künftigen Anschluss 
an die zentrale Schmutzwasseranlage 
vorzubereiten. 
 

§ 4 Benutzungszwang
Wenn und soweit ein Grundstück 
an eine öffentliche Schmutzwas-
seranlage angeschlossen ist, ist der 
Grundstückseigentümer verpflichtet, 
alles anfallende Schmutzwasser – so-
fern nicht eine Einleitungsbeschrän-
kung nach § 8 gilt – der öffentlichen 
Schmutzwasseranlage zuzuführen. 

§ 5 Befreiung vom Anschluss-
und Benutzungszwang

(1) Bei der zentralen Schmutzwas-
seranlage kann die Befreiung vom 
Anschluss- und Benutzungszwang 
auf Antrag gewährt werden, wenn 
der Anschluss des Grundstücks 
und/oder die Benutzung für den 
Grundstückseigentümer unter Be-
rücksichtigung der Erfordernisse des 
Gemeinwohls unzumutbar ist. Der 
Antrag ist innerhalb eines Monats 
nach Aufforderung zum Anschluss 
schriftlich unter Angabe von Grün-
den bei dem WAZV zu stellen. Für 
die Befreiungsanträge gilt § 7 Abs. 2 
entsprechend. Der WAZV kann bei 
Bedarf Unterlagen nachfordern. 
(2) Die Befreiung vom Anschluss- 
und Benutzungszwang kann unter 
Bedingungen und Auflagen sowie 
dem Vorbehalt des jederzeitigen 
Widerrufs oder auf eine bestimmte 
Zeit ausgesprochen werden. 
(3) Wird die Befreiung ausgespro-
chen, besteht für das Grundstück 

hinsichtlich der Schmutzwasserent-
sorgung die Verpflichtung zum 
Anschluss und zur Benutzung der 
dezentralen Schmutzwasseranlage. 

§ 6 Entwässerungsgenehmigung
(1) Der WAZV erteilt nach den 
Bestimmungen dieser Satzung eine 
Genehmigung zum Anschluss an 
die jeweilige öffentliche Schmutz-
wasseranlage und deren Benutzung 
(Entwässerungsgenehmigung). Än-
derungen der Grundstücksentwässe-
rungsanlage, der der Entwässerungs-
genehmigung zugrunde liegenden 
Schmutzwasserverhältnisse oder des 
Anschlusses an die Schmutzwas-
seranlagen bedürfen ebenfalls einer 
Entwässerungsgenehmigung. 
(2) Entwässerungsgenehmigungen 
sind vom Grundstückseigentümer 
schriftlich zu beantragen (Entwässe-
rungsantrag). 
(3) Der WAZV entscheidet, ob und 
in welcher Weise das Grundstück 
anzuschließen ist. Er kann Unter-
suchungen der Schmutzwasserbe-
schaffenheit sowie Begutachtungen 
der Grundstücksentwässerungsanla-
ge durch Sachverständige verlangen, 
sofern das zur Entscheidung über 
den Entwässerungsantrag erforder-
lich erscheint. Die Kosten hat der 
Grundstückseigentümer zu tragen.
(4) Die Genehmigung wird unge-
achtet privater Rechte erteilt und 
lässt diese unberührt. Sie gilt auch 
für und gegen die Rechtsnachfolger 
des Grundstückseigentümers. Sie 
ersetzt nicht Erlaubnisse und Ge-
nehmigungen, die für den Bau und 
Betrieb der Grundstücksentwässe-
rungsanlage nach anderen Rechts-
vorschriften erforderlich sein sollten.
(5) Der WAZV kann – abweichend 
von den Einleitungsbedingungen des 
§ 8 – die Genehmigungen unter Be-
dingungen und Auflagen sowie unter 
dem Vorbehalt des Widerrufs oder 
der nachträglichen Einschränkung 
oder Änderung erteilen. 
(6) Der WAZV kann dem Grund-
stückseigentümer die Selbstüberwa-
chung seiner Grundstücksentwässe-
rungsanlage sowie die Verpflichtung 
zur Vorlage der Untersuchungser-
gebnisse auferlegen. Er kann ferner 
anordnen, dass der Grundstücksei-
gentümer eine regelmäßige Überwa-
chung durch den WAZV zu dulden 
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und die dadurch bedingten Kosten 
zu erstatten hat. 
(7) Vor der Erteilung der Entwäs-
serungsgenehmigung darf mit der 
Herstellung oder der Änderung der 
Grundstücksentwässerungsanlage 
nur begonnen werden, wenn und 
soweit der WAZV sein Einverständ-
nis erteilt hat. 
(8) Die Genehmigung erlischt, wenn 
innerhalb von zwei Jahren nach ihrer 
Erteilung mit der Herstellung oder 
Änderung der Grundstücksentwäs-
serungsanlage nicht begonnen oder 
wenn die Ausführung zwei Jahre 
unterbrochen worden ist. Die Frist 
kann auf Antrag um jeweils höchs-
tens zwei Jahre verlängert werden. 

§ 7 Entwässerungsantrag
(1) Der Entwässerungsantrag ist 
beim WAZV zeitgleich mit dem 
Antrag auf Erteilung einer Bauge-
nehmigung einzureichen, wenn die 
Entwässerungsgenehmigung we-
gen eines genehmigungspflichtigen 
Bauvorhabens erforderlich wird. In 
den Fällen des § 3 Abs. 4 ist der Ent-
wässerungsantrag spätestens einen 
Monat nach der Aufforderung zum 
Anschluss vorzulegen. Bei allen an-
deren Vorhaben ist der Antrag einen 
Monat vor deren geplanten Beginn 
einzureichen. 
(2) Der Antrag für den Anschluss an 
eine zentrale Schmutzwasseranlage 
hat zu enthalten: 
1. Erläuterungsbericht mit einer Be-
schreibung des Vorhabens und seiner 
Nutzung 
2. Beschreibung nach Art und Um-
fang der Produktion bzw. sonstigen 
Tätigkeit und der Anzahl der Be-
schäftigten sowie des voraussichtlich 
anfallenden Schmutzwassers nach 
Menge und Beschaffenheit, wenn es 
sich um einen Gewerbe- oder Indus-
triebetrieb o. ä. handelt;

3. bei Grundstücksentwässerungsan-
lagen mit Vorbehandlungsanlagen 
Angaben über:
- Menge und Beschaffenheit des 
Schmutzwassers, 
- Funktionsbeschreibung der Vorbe-
handlungsanlage, 
- Behandlung und Verbleib von 
anfallenden Rückständen (z. B. 
Schlämme, Feststoffe, Leichtstoffe), 
- Anfallstelle des Schmutzwassers im 
Betrieb; 
4. einen mit Nordpfeil versehenen 
Lageplan des anzuschließenden 
Grundstückes im Maßstab nicht 
kleiner als 1:500 mit folgenden An-
gaben: 
- Straße und Hausnummer, 
- Gebäude 
- Grundstücks- und Eigentumsgrenzen, 
- Lage der Haupt- und Anschlusskanäle, 
- Gewässer, soweit vorhanden oder 
geplant, 
- in der Nähe der Schmutzwasserlei-
tungen vorhandener Baumbestand. 
5. Schnittplan im Maßstab 1:100 
durch die Fall- und Entlüftungsrohre 
des Gebäudes mit den Entwässe-
rungsobjekten und Längsschnitt 
durch die Grundleitung und die 
Revisionsschächte mit Angaben der 
Höhenmaße des Grundstücks und 
der Sohlenhöhe im Verhältnis zur 
Straße, bezogen auf NN.
6. Grundrisse des Kellers und der 
Geschosse im Maßstab 1:100, so-
weit dies zur Darstellung der Grund-
stücksentwässerungsanlagen erfor-
derlich ist. Die Grundrisse müssen 
insbesondere die Bestimmung der 
einzelnen Räume und sämtliche in 
Frage kommenden Einläufe sowie 
die Ableitung unter Angabe der 
lichten Weite und des Materials er-
kennen lassen, ferner die Entlüftung 
der Leitungen und die Lage etwaiger 
Absperrschieber, Rückstauverschlüs-
se oder Hebeanlagen. 

(3) Der Antrag für den Anschluss an 
die dezentrale Schmutzwasseranlage 
hat zu enthalten: 
1. Angaben über Art und Bemessung 
der Grundstücksentwässerungsanlage; 
2. Nachweis der wasserbehördlichen 
Einleitungserlaubnis für die Grund-
stücksentwässerungsanlage; 
3. einen mit Nordpfeil versehenen 
Lageplan des anzuschließenden 
Grundstücks im Maßstab nicht 
kleiner als 1:500 mit folgenden An-
gaben: 
- Straße und Hausnummer, 
- vorhandene und geplante bauliche 
Anlagen auf dem Grundstück, 
- Lage der Kleinkläranlage bzw. Sam-
melgrube, 
- Lage der Entwässerungsleitungen 
außerhalb des Gebäudes mit Schäch-
ten,
- DIBt-Zulassung bei Kleinkläranla-
gen, 
- Anfahr- und Entleerungsmöglich-
keit für das Entsorgungsfahrzeug. 
4. Nachweis der Dichtheit der ab-
flusslosen Sammelgrube gemäß DIN 
EN 1610.
(4) Schmutzwasserleitungen sind 
mit durchgezogenen, Niederschlags-
wasserleitungen mit gestrichelten 
Linien und Mischwasserleitungen 
strichpunktiert darzustellen. Später 
auszuführende Leitungen sind zu 
punktieren. Dabei sind vorhandene 
Anlagen schwarz, neue Anlagen rot 
und abzubrechende Anlagen gelb 
kenntlich zu machen. Die für die 
Prüfungsvermerke bestimmte grüne 
Farbe darf nicht verwendet werden.

(5) Der WAZV kann weitere Un-
terlagen fordern, wenn diese zur Be-
urteilung der Entwässerungsanlage 
erforderlich sind.
 

§ 8 Einleitungsbedingungen
(1) Für die Benutzung der öffentli-

chen Schmutzwasseranlagen gelten 
die in Abs. 2–13 geregelten Einlei-
tungsbedingungen. Wenn eine Ein-
leitung nach der Indirekteinleiterver-
ordnung genehmigt wird, treten die 
in dieser Genehmigung bestimmten 
Werte an die Stelle der in den nach-
folgenden Absätzen festgelegten Ein-
leitungsbedingungen. Eine aufgrund 
der Indirekteinleiterverordnung er-
teilte Einleitungsgenehmigung er-
setzt für ihren Geltungsumfang die 
Einleitungsgenehmigung nach dieser 
Satzung nicht.
(2) Alle Schmutzwässer dürfen nur 
über die Grundstücksentwässerungs-
anlage eingeleitet werden.
(3) In den nach dem Trennverfahren 
entwässerten Gebieten darf Nieder-
schlagswasser, Grund- oder Drän-
wasser sowie unbelastetes Kühlwasser 
nur in den Niederschlagswasserkanal, 
Schmutzwasser nur in den Schmutz-
wasserkanal eingeleitet werden. 
(4) In die öffentlichen Schmutzwas-
seranlagen dürfen solche Stoffe nicht 
eingeleitet werden, die: 
- die Kanalisation verstopfen oder zu 
Ablagerungen führen, 
- giftige, übelriechende oder explo-
sive Dämpfe oder Gase bilden, 
- Bau- und Werkstoffe in stärkerem 
Maße als häusliches Schmutzwasser 
angreifen oder 
- die Schmutzwasserreinigung oder 
die Schlammbeseitigung erschwe-
ren. Hierzu gehören insbesondere 
folgende Stoffe: 
- Schutt, Asche, Glas, Sand, Müll, 
Küchenabfälle, Treber, Hefe, Bor-
sten, Lederreste; 
- Fasern, Kunststoffe, Textilien, 
grobes Papier u. ä. (diese Stoffe dür-
fen auch in zerkleinertem Zustand 
nicht eingeleitet werden); 
- Kunstharz, Lacke, Latexreste, Ze-
ment, Kalkhydrat, Gips, Mörtel, 
flüssige und später erhärtende Ab-

fälle sowie Bitumen und Teer und 
deren Emulsionen; 
- Jauche, Gülle, Mist, Silagesicker-
saft, Blut und Molke; 
- Kaltreiniger, die chlorierte Koh-
lenwasserstoffe enthalten oder die 
die Ölabscheidung verhindern; 
- Benzin, Heizöl, Schmieröl, tie-
rische und pflanzliche Öle und Fette 
einschließlich des durch diese Stoffe 
verunreinigten Waschwassers; 
- Säuren und Laugen (zulässiger 
pH-Bereich 6,5-10), chlorierte Koh-
lenwasserstoffe, Phosgen, Schwefel-
wasserstoff; Blausäure und Stick-
stoffwasserstoffsäure sowie deren 
Salze; Carbide, die Acatylen bilden; 
ausgesprochen toxische Stoffe. 
Falls Stoffe dieser Art in stark ver-
dünnter Form anfallen und dabei 
die in Abs. 7 genannten Einleitungs-
werte nicht überschritten werden, 
gilt das Einleitungsverbot nicht; das 
Verdünnungs- und Vermischungs-
verbot nach Abs. 11 bleibt von dieser 
Regelung unberührt. 
(5) Schmutzwasser mit radioaktiven 
Inhaltsstoffen darf nur eingeleitet 
werden, wenn es der Strahlen-
schutzverordnung vom 29. 11. 2018 
(BGBl. I S. 2034, 2036) in der jeweils 
gültigen Fassung – insbesondere § 46 
Abs. 3 – entspricht. 
(6) Gentechnisch neukombinierte 
Nukleinsäuren sind vor der Einlei-
tung in die zentrale Schmutzwasser-
anlage vollständig zu inaktivieren. 
Für diese Vorbehandlung ist ein Gut-
achten nach § 6 Abs. 3 vorzulegen.
(7) Schmutzwässer – insbesondere 
aus Industrie- und Gewerbebetrie-
ben oder vergleichbaren Einrich-
tungen (z. B. Krankenhäuser) – 
dürfen, abgesehen von den übrigen 
Begrenzungen des Benutzungsrechts, 
nur eingeleitet werden, wenn sie in 
der Stichprobe folgende Einleitungs-
werte nicht überschreiten: 

1. Allgemeine Parameter
 a)  Temperatur:      35 °C
  (DIN 38404-C 4, Dez. 1976)
 b) pH-Wert      wenigstens 6,5
  (DIN 38404-C 5, Jan. 1984)   höchstens 10,0<
 c) Absetzbare Stoffe:
  (DIN 38409-H 9-2, Jul. 1980)
  nach 0,5 h Absetzzeit:
  aa) biologisch nicht abbaubar   1,0 ml/l
  bb) biologisch abbaubar     10,0 ml/l
2. Verseifbare Öle, Fette und Fettsäuren
 a) direkt abscheidbar    100,0 mg/l
  (DIN 38409-H 19, Febr. 1986)
 b) soweit Menge und Art des Schmutzwassers   250,0 mg/l
  bei Bemessung nach DIN 4040 zu
  Abscheideanlagen über Nenngröße 10 führen
3. Kohlenwasserstoffe
 a) direkt abscheidbar     50 mg/l
  (DIN 38409-H 19, Febr. 1986)

 b)   soweit im Einzelfall eine weiter- 
gehende Entfernung der Kohlenwasserstoffe erforderlich ist:

   Kohlenstoff, gesamt   20,0 mg/l
   (DIN 38409-H 18, Febr. 1986)
4. Halogenierte organische Verbindungen
 a)  absorbierbare organische Halogenververbindungen (AOX)  1 mg/l 

(DIN EN 1485, 1996 - 11)
 b) Leichtflüssige halogenierte Kohlen- 
  wasserstoffe (LHKW) als Summe aus Trichlorethen, Tetrachlorethen, 
  1,-1,1-Trichlorethan, Dichlormethan gerechnet als Chlor (Cl)   0,5 mg/l
5. Organische halogenfreie Lösemittel 
 Mit Wasser ganz oder teilweise mischbar und biologisch abbaubar 
     (DIN 38407-F 9, Mai 1991): entsprechend spezieller Festlegung,
     jedoch Richtwert nicht größer als er der Löslichkeit entspricht oder als 5 g/l
6. Anorganische Stoffe (gelöst und ungelöst)
 a) Antimon    (Sb)    0,5 mg/l
  (DIN 38406-E 22, März 1988)
 b) Arsen     (As)  0,5 mg/l
  (DIN EN 780 – 11969 1996 - 11)
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(8) Die vorstehend genannten 
Grenzwerte beziehen sich auf das 
Schmutzwasser unmittelbar im Ab-
lauf der Schmutzwasseranfallstelle. 
Sofern dort eine Messung aus tech-
nischen Gründen nicht erfolgen 
kann, muss die Probenentnahme-
möglichkeit vom Grundstücksei-
gentümer so geschaffen werden, dass 
eine Schmutzwasserprobe vor einem 
Vermischen dieses Schmutzwassers 
mit Schmutzwässern aus anderen 
Bereichen ohne einen das übliche 
Maß übersteigenden Aufwand vom 
WAZV durchgeführt werden kann.
(9) Bei der Einleitung von Schmutz-
wasser von gewerblich oder in-
dustriell genutzten Grundstücken 
oder von anderem nicht häuslichen 
Schmutzwasser in öffentliche 
Schmutzwasseranlagen ist eine qua-
lifizierte Stichprobe vorzusehen. Sie 
umfasst mindestens fünf Stichpro-
ben, die – in einem Zeitraum von 
höchstens zwei Stunden im Abstand 
von nicht weniger als zwei Minuten 
entnommen – gemischt werden. Bei 
den Parametern Temperatur und 
pH-Wert gilt davon abweichend die 
einfache Stichprobe. 
Bei der Einleitung sind die vorste-
hend in Abs. 7 genannten Grenz-

werte einzuhalten. Der Grenzwert 
gilt auch dann als eingehalten, wenn 
die Ergebnisse der jeweils letzten 
fünf im Rahmen der Überwachung 
durch den WAZV durchgeführten 
Überprüfungen in vier Fällen diesen 
Wert nicht überschreiten und kein 
Ergebnis den Wert um mehr als 
100 % übersteigt. 
Überprüfungen, die länger als drei 
Jahre zurückliegen, bleiben unbe-
rücksichtigt. 
Die zur Ermittlung der physika-
lischen und chemischen Beschaf-
fenheit der Schmutzwässer notwen-
digen Untersuchungen sind nach 
den Deutschen Einheitsverfahren 
zur Wasser-, Schmutzwasser- und 
Schlammuntersuchung in der jeweils 
gültigen Fassung auszuführen, wobei 
die in § 8 Abs. 7 zu den einzelnen 
Grenzwerten angegebenen DIN-
Normen bzw. deren entsprechende 
Aktualisierungen anzuwenden sind. 
(10) Höhere Einleitungswerte kön-
nen im Einzelfall – nur unter Vor-
behalt des jederzeitigen Widerrufs 
– zugelassen werden, wenn nach 
den Besonderheiten des Falles die 
schädlichen Stoffe und Eigenschaf-
ten der Schmutzwässer innerhalb 
dieser Grenzen für die öffentlichen 

Schmutzwasseranlagen, in Bezug auf 
die beschäftigten Personen und die 
Schmutzwasserbehandlung vertret-
bar sind. 
Niedrigere als die aufgeführten 
Einleitungswerte und Frachtenbe-
grenzungen können im Einzelfall 
festgesetzt und die Einhaltung der 
geringeren Einleitungswerte kann 
angeordnet werden, soweit dies nach 
den Umständen des Falles geboten 
erscheint, um eine Gefährdung 
der öffentlichen Schmutzwasser-
anlagen oder der bei den Anlagen 
beschäftigten Personen, die Beein-
trächtigung der Benutzbarkeit der 
Anlagen oder eine Erschwerung der 
Schmutzwasserbehandlung sowie der 
landwirtschaftlichen Klärschlamm-
verwertung zu verhüten. Das Ein-
leiten oder Einbringen von Stoffen, 
die die geringeren Einleitungswerte 
überschreiten, fällt im Geltungsbe-
reich der Anordnung unter das Ein-
leitungsverbot nach Abs. 7. 
(11) Es ist unzulässig, entgegen den 
jeweils in Betracht kommenden Re-
geln der Technik Schmutzwasser zu 
verdünnen oder zu vermischen, um 
Einleitungswerte zu umgehen oder 
die Einleitungswerte zu erreichen. 
Dies gilt nicht in Bezug auf den Pa-

rameter Temperatur.
(12) Ist damit zu rechnen, dass das 
anfallende Schmutzwasser nicht den 
Anforderungen gemäß den vorste-
henden Regelungen entspricht, so 
sind geeignete Vorbehandlungsanla-
gen zu erstellen und geeignete Rück-
haltungsmaßnahmen zu ergreifen.
Der Grundstückseigentümer ist 
verpflichtet, Vorbehandlungsanla-
gen so zu planen, zu betreiben, zu 
überwachen und zu unterhalten, 
dass die Schädlichkeit und Menge 
des Schmutzwassers unter Beach-
tung und Anwendung der allgemein 
anerkannten Regeln der Schmutz-
wassertechnik so gering wie möglich 
gehalten wird. 
Der WAZV kann verlangen, dass 
eine Person bestimmt und dem 
WAZV schriftlich benannt wird, die 
für die Bedienung der Vorbehand-
lungsanlagen verantwortlich ist. 
Der Betreiber solcher Anlagen hat 
durch Eigenkontrolle zu gewähr-
leisten, dass die Einleitungswerte 
gemäß den vorstehenden Einlei-
tungsbedingungen für Schmutzwas-
ser eingehalten werden. Über die 
Eigenkontrolle ist ein Betriebstage-
buch zu führen. Die Eigenkontrollen 
sind entsprechend der in Abs. 8 und 

9 für die behördliche Überwachung 
genannten Festlegungen hinsichtlich 
Art, Häufigkeit, Bewertung und 
Durchführung vorzunehmen. Eine 
behördlich durchgeführte Kontrolle 
ersetzt die Eigenkontrolle nicht. 
Sobald ein Überschreiten der Ein-
leitungswerte oder ein sonstiger 
Verstoß gegen die Einleitungsbe-
dingungen festgestellt wird, hat der 
Grundstückseigentümer oder der 
Betreiber der Anlage den WAZV 
unverzüglich zu unterrichten. 
(13) Werden von dem Grundstück 
Stoffe oder Schmutzwasser im Sinne 
der Abs. 4 bis 7 unzulässigerweise 
in die öffentlichen Schmutzwasser-
anlagen eingeleitet, ist der WAZV 
berechtigt, auf Kosten des Grund-
stückseigentümers die dadurch ent-
stehenden Schäden in der Schmutz-
wasseranlage zu beseitigen, Un-
tersuchungen und Messungen des 
Schmutzwassers vorzunehmen und 
bei Bedarf auf Kosten des Grund-
stückseigentümers an der Grund-
stücksgrenze eine automatische 
Mess- und Registriereinrichtung zur 
Kontrolle sowie des Mengennach-
weises des Schmutzwassers einbauen 
zu lassen und jederzeit funktions-
tüchtig in Betrieb zu halten. 

 c) Barium     (Ba)  5,0 mg/l
  (Bestimmung von 33 Elmenten
  mit ICP-OES)
 d) Blei     (Pb)  1,0 mg/l
  (DIN 38406-E 6-3, Mai 1981 oder
  DIN 38406-E 22, März 1988)
 e) Cadmium     (Cd)  0,5 mg/l
  (DIN V 38 406- 19- 1993 -07 oder
  DIN EN 750 5961, 1995 - 05)
 f) Chrom     (Cr)  1,0 mg/l
  (DIN EN 1233, 1996 - 08)
 g) Chrom (sechswertig)    (Cr)  0,2 mg/l
  (DIN 38405-D 24, Mai 1987)
 h) Cobalt     (Co)  2,0 mg/l
  (DIN 38496-E 22, März 1988 oder
  entspr. DIN 38406-E 10-2, Jun. 1985)
 i) Kupfer     (Cu)  1,0 mg/l
  (DIN 38406-E 22, März 1988 oder 
  DIN 38406-E 7-2, Sept. 1991)
 j) Nickel     (Ni)  1,0 mg/l
  (DIN 38406-E 22, März 1988 oder
  DIN 38206-E 11-2, Sept. 1991)
 k)  Quecksilber     (Hg)  0,1 mg/l
  (DIN EN 1483, 1997 - 08)
 l)  Selen     (Se)  2,0 mg/l
 m) Silber     (Ag)  1,0 mg/l
  (DIN 38406-E 22, März 1988 oder
  entspr. DIN 38406-E 10-2, Jun. 1985)
 n) Zink     (Zn)  5,0 mg/l
  (DIN 38406-E 22, März 1988)
 o) Zinn     (Sn)  5,0 mg/l
  (DIN 38406-E 22, März 1988 oder
  entspr. DIN 38406-E 10-2, Jun. 1985)
 p) Aluminium und Eisen       (Al) und (Fe) keine Begrenzung,
  soweit keine Schwierigkeiten bei der
  Schmutzwasserableitung und -reinigung
  auftreten (s. Nr. 1 c)

7. Anorganische Stoffe (gelöst)
 a) Stickstoff aus Ammonium und Ammoniak (NH4-N+NH3-N)
  (DIN 38406-E 5-2, Okt. 1983
  o. DIN 38406-E 5-1, Okt. 1983)    200,0 mg/l
 b) Stickstoff aus Nitrit, falls größere
  Frachten anfallen     (NO2-N)  10,0 mg/l
  (DIN EN ISO 10304 – 1, 1995 - 04
  DIN EN ISO 10304 – 2, 1996 - 11
  DIN EN 26777, 1993 - 04)
 c) Cyanid, gesamt     (CN)  20,0 mg/l
  (DIN 38405-D 13-1, Febr. 1981)
 d) Cyanid, leicht freisetzbar    (CN) 1,0 mg/l
  (DIN 38405-D 13-2, Febr. 1981)
 e) Fluorid     (F) 50,0 mg/l
  (DIN 38405-D 4-1, Jul. 1985 oder
  DIN 38405-D 19, Sept. 1991)
 f) Phosphorverbindungen     (P) 15,0 mg/l
  (DIN EN 1189, 1996 - 11)
 g) Sulfat      (SO4)  600,0 mg/l
  (DIN 38405-D 19, Febr. 1988 oder
  DIN 38405-D 20, Sept. 1991 oder
  DIN 39405-D 5, Jan. 1985)
 h) Sulfid      (S)  2,0 mg/l
 (DIN 38405-D 26, Apr. 1989)
8. Weitere organische Stoffe
 a) wasserdampfflüchtige,
  halogenfreie Phenole (als C6H5OH)                 100,0 mg/l
  DIN 38409-H 16-2/3, Jun. 1984)
 b) Farbstoffe    Nur in einer so niedrigen Konzentration, dass der 
  (DIN EN 750 7887, 1994 – 12)      Vorfluter nach Einleitung des Ablaufs einer mecha- 
      nisch-biologischen Kläranlage visuell nicht mehr  
      gefärbt erscheint.
9. Spontane Sauerstoffzehrung
 (DIN 38408-G 24, Aug. 1987)    100,0 mg/l
10. Sonstige Parameter:  Chemischer Sauerstoffbedarf (CSB)  1.500 mg/l
     Biologischer Sauerstoffbedarf (BSB5)   800 mg/l
11. Für vorstehend nicht aufgeführte Stoffe werden die Einleitungswerte im Bedarfsfalle festgesetzt.
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II. Besondere Bestimmungen für 
zentrale Schmutzwasseranlagen

§ 9 Grundstücksanschluss
(1) Jedes Grundstück muss einen ei-
genen, unmittelbaren Anschluss an 
die öffentliche Schmutzwasseranla-
ge haben. Die Lage und lichte Weite 
des Anschlusskanals und die Anord-
nung des Grundstücksanschluss-
schachtes bestimmt der WAZV. 
(2) Der WAZV kann ausnahmswei-
se den Anschluss mehrerer Grund-
stücke an einen gemeinsamen 
Anschlusskanal zulassen. Diese 
Ausnahme setzt voraus, dass die 
beteiligten Grundstückseigentümer 
die Verlegung, Unterhaltung und 
Benutzung der Grundstücksentwäs-
serungsanlagen auf dem jeweils frem-
den Grundstück durch Eintragung 
einer Grunddienstbarkeit gesichert 
haben. 
(3) Der WAZV lässt die Grund-
stücksanschlüsse für die Schmutz-
wasserbeseitigung (Anschlusskanal 
vom Hauptsammler bis einschließ-
lich Revisionsschacht auf dem zu 
entwässernden Grundstück) herstel-
len. Dabei ist er grundsätzlich nicht 
verpflichtet, einen Anschlusskanal 
in einer ganz bestimmten Tiefe her-
zustellen. Die jeweilige Tiefe des 
Anschlusses für das einzelne Grund-
stück ergibt sich aus den technischen 
Möglichkeiten, an den vorhandenen 
Kanal anzuschließen. Sofern Grund-
stücksanschlüsse bestehen, die noch 
nicht über einen Revisionsschacht 
verfügen, ist der Verband berech-
tigt, einen solchen nachträglich her-
zustellen, vorzugsweise im Zusam-
menhang mit der Erneuerung des 
Hauptsammlers oder bei sonstigen 
Erfordernissen. 
(4) Ergeben sich bei der Ausführung 
des Grundstückanschlusses unvor-
hersehbare Schwierigkeiten, die auch 
ein Abweichen von dem genehmi-
gten Plan erfordern können, so hat 
der Grundstückseigentümer den 
dadurch für die Anpassung seiner 
Grundstücksentwässerungsanlage 
entstehenden Aufwand zu tragen. 
Der Grundstückseigentümer kann 
keine Ansprüche geltend machen 
für Nachteile, Erschwernisse und 
Aufwand, die durch solche Ände-
rungen des Grundstücksanschlusses 
beim Bau und beim Betrieb der 
Grundstücksentwässerungsanlage 
entstehen. 
(5) Der WAZV hat den öffentli-
chen Teil des Grundstücksanschluss 
zu unterhalten und bei Verstopfung 
zu reinigen. Die Kosten trägt der 
Grundstückseigentümer, wenn die 
Reinigung und die Unterhaltung 
durch sein Verschulden erforderlich 
geworden ist. 
(6) Der Grundstückseigentümer darf 
den Grundstücksanschluss nicht ver-

ändern oder verändern lassen. Der 
Revisionsschacht muss für Zwecke 
der Wartung, Reinigung und Kon-
trolle jederzeit zugänglich sein. 
Für den Fall, dass ein Grundstücks-
eigentümer an den Grundstücksan-
schlusskanal im freien Gefälle nicht 
anschließen kann, ist er verpflichtet, 
eine eigene Pumpstation fachgerecht 
errichten zu lassen und zu betreiben. 
Für den Fall, dass das Grundstück 
nur über eine Pumpstation entwäs-
sert werden kann, weil ein Freigefäl-
lekanal nicht vorhanden ist und nur 
eine vorbeilaufende Druckleitung 
besteht, ist der Grundstückseigen-
tümer verpflichtet, auf seine Kosten 
eine Pumpstation zu errichten und 
sich an die Druckrohrleitung anzu-
schließen. In diesem Fall wird vom 
WAZV in der Regel ein Anschluss 
an die Druckrohrleitung auf dem zu 
entwässernden Grundstück zur Ver-
fügung gestellt.

Die Vorschriften für die Errichtung 
und den Betrieb von Grundstücks- 
und Hauspumpwerken
• Arbeitsblatt ATV-DVWK-A 134 
– Pumpwerk mit kleinen Zuflüssen,
• DIN 1986, EN 752 und DIN 
IN 12.056 1-3-Grundstücksentwäs-
serungseinrichtungen sind bei der 
Ausführung zu berücksichtigen.

§ 10 Grundstücks- 
entwässerungsanlage

(1) Die Entwässerungsanlage auf 
dem anzuschließenden Grundstück 
ist vom Grundstückseigentümer 
nach den jeweils geltenden Regeln 
der Technik, insbesondere gem. 
DIN 1986 und nach den Bestim-
mungen dieser Satzung auf eigene 
Kosten zu errichten und zu betrei-
ben. 
(2) Ist für das Ableiten des Schmutz-
wassers in den Grundstücksanschluss 
ein ausreichendes natürliches Gefäl-
le nach DIN 1986 nicht vorhan-
den oder ist der Anschluss an eine 
Druckentwässerung erforderlich 
oder besteht Rückstaugefahr, die 
durch eine Rückstausicherung o. ä. 
nicht sicher beseitigt werden kann, 
so muss der Grundstückseigentümer 
auf seine Kosten eine Schmutzwas-
serhebeanlage/ein Pumpwerk ein-
bauen. Der Grundstückseigentümer 
ist für die Planung, den Bau, den 
Betrieb und die Unterhaltung der 
Hebeanlage/des Pumpwerkes ein-
schließlich einer eventuell erforder-
lichen Schmutzwasserdruckleitung 
auf seinem Grundstück uneinge-
schränkt verantwortlich.
(3) Die Herstellung, der Betrieb, die 
Unterhaltung und die Erneuerung 
der Grundstücksentwässerungsan-
lage sowie die Beseitigung von Ab-
flussstörungen bis zum Revisions-

schacht ist Sache des Grundstücks-
eigentümers. 
(4) Die Herstellung und Verfüllung 
von Rohrgräben hat nach DIN 
EN 1610 zu erfolgen. Die Herstel-
lung von Rohrgräben, das Verlegen 
des Hausanschlusses bis zum Revisi-
onsschacht sowie das Verfüllen der 
Rohrgräben dürfen nur durch einen 
Unternehmer erfolgen, der gegen-
über dem WAZV die erforderliche 
Sachkunde nachgewiesen hat. 
(5) Die Grundstücksentwässerungs-
anlage darf erst nach ihrer Abnahme 
durch den WAZV in Betrieb ge-
nommen werden. Bis zur Abnahme 
einschließlich der Dichtigkeitsprü-
fung gem. DIN EN 1610 dürfen 
Rohrgräben nicht verfüllt werden. 
Über das Prüfungsergebnis wird ein 
Abnahmeschein ausgefertigt, soweit 
das Prüfungsergebnis die Inbetrieb-
nahme der Anlage erlaubt. Werden 
bei der Abnahme Mängel festge-
stellt, so sind diese innerhalb einer 
zu stellenden Frist zu beseitigen. Der 
Abnahmeschein befreit den Grund-
stückseigentümer nicht von seiner 
Haftung für den ordnungsgemäßen 
Zustand der Grundstücksentwässe-
rungsanlage und löst keinerlei Er-
stattungsansprüche gegenüber dem 
WAZV aus, da die Prüfung der 
Grundstücksentwässerungsanlage 
lediglich eine Sicherheitsmaßnahme 
im Interesse des Grundstückseigen-
tümers ist.  
(6) Die Grundstücksentwässerungs-
anlage ist stets in einem einwand-
freien und betriebsfähigen Zustand 
zu erhalten. Werden Mängel festge-
stellt, so kann der WAZV fordern, 
dass die Grundstücksentwässerungs-
anlage auf Kosten des Grundstücks-
eigentümers in den vorschriftsmäßi-
gen Zustand gebracht wird. 
(7) Entsprechen vorhandene 
Grundstücksentwässerungsanlagen 
einschließlich etwaiger Vorbehand-
lungsanlagen nicht oder nicht mehr 
den jeweils geltenden Bestimmungen 
im Sinne des Abs. 1, so hat sie der 
Grundstückseigentümer auf Verlan-
gen des Verbandes auf eigene Kosten 
entsprechend anzupassen. Für die 
Anpassung ist dem Grundstücks-
eigentümer eine angemessene Frist 
einzuräumen. 
Der Grundstückseigentümer ist zur 
Anpassung auch dann verpflichtet, 
wenn Änderungen an der öffentli-
chen Schmutzwasseranlage das er-
forderlich machen. 
Die Anpassungsmaßnahmen bedür-
fen der Genehmigung durch den 
WAZV. Die §§ 6 und 7 sind ent-
sprechend anzuwenden.
 

§ 11 Überwachung der
Grundstücksentwässerungsanlagen
(1) Dem WAZV oder seinen Be-

auftragten ist zur Prüfung der 
Grundstücksentwässerungsanlage 
oder zur Beseitigung von Störungen 
sofort und ungehindert Zutritt zu 
dieser Anlage, zu den Schmutzwas-
servorbehandlungsanlagen und zu 
den Schmutzwasseranfallstellen zu 
gewähren. Sie sind berechtigt, not-
wendige Maßnahmen anzuordnen, 
insbesondere das eingeleitete oder 
einzuleitende Schmutzwasser zu 
überprüfen und Proben zu entneh-
men. 
(2) Alle Teile der Grundstücksent-
wässerungsanlage, insbesondere 
Vorbehandlungsanlagen, Revisions-
schächte, Rückstauverschlüsse sowie 
Schmutzwasserbehandlungsanlagen 
müssen zugänglich sein. 
(3) Der Grundstückseigentümer ist 
verpflichtet, alle zur Prüfung der 
Grundstücksentwässerungsanlage 
geforderten Auskünfte zu erteilen. 

§ 12 Sicherung gegen Rückstau
(1) Rückstauebene ist die Straßen- 
oberfläche vor dem anzuschlie-
ßenden Grundstück. Unter der 
Rückstauebene liegende Räume, 
Schächte, Schmutzwasserabläufe 
usw. müssen gemäß DIN 1986 ge-
gen Rückstau abgesichert sein. Die 
Sperrvorrichtungen sind dauernd ge-
schlossen zu halten und dürfen nur 
bei Bedarf geöffnet werden. 
(2) Wo die Absperrvorrichtungen 
nicht dauernd geschlossen sein kön-
nen oder die angrenzenden Räume 
unbedingt gegen Rückstau gesichert 
werden müssen, z. B. Wohnungen, 
gewerbliche Räume, Lagerräume für 
Lebensmittel oder wertvolle Güter, 
ist das Schmutzwasser mit einer 
automatisch arbeitenden Schmutz-
wasserhebeanlage bis über die Rück-
stauebene zu heben und dann in die 
öffentliche Schmutzwasseranlage zu 
leiten oder der Einbau einer auto-
matischen Rückstausicherung gemäß 
DIN 19578 vorzunehmen.

III. Besondere Vorschriften für die 
dezentrale Schmutzwasseranlage

§ 13 Bau, Betrieb
und Überwachung

(1) Die Grundstücksentwässerungs-
anlagen (abflusslose Sammelgruben, 
Kleinkläranlagen) sind vom Grund-
stückseigentümer gem. DIN 1986 
und DIN 4261 Teil 1 und Teil 2 
(„Kleinkläranlagen, Anwendung, 
Bemessung, Ausführung und Be-
trieb“) zu errichten und zu betreiben. 
In Ortsteilen, die gemäß des vom 
Landkreis bestätigten Schmutzwas-
serbeseitigungskonzeptes des WAZV 
in der Zukunft dezentral entsorgt 
werden, muss die Größe der abfluss-
losen Sammelgrube dem monatli-
chen Trinkwasserverbrauch auf dem 
Grundstück entsprechen, minde-

stens jedoch über ein Nutzvolumen 
von 5 m³ verfügen. Dies erhöht sich 
bei mehr als 2 auf dem Grundstück 
lebenden Einwohnern um minde-
stens 2 m³ je weiteren Einwohner. 
(2) Die Grundstücksentwässerungs-
anlagen sind so anzulegen, dass das 
Entsorgungsfahrzeug ungehindert 
an- und abfahren und die Grund-
stücksentwässerungsanlage ohne wei-
teres entleert werden kann. In Orts-
teilen, die gemäß des vom Landkreis 
bestätigten Schmutzwasserbeseiti-
gungskonzeptes des WAZV in der 
Zukunft dezentral entsorgt werden, 
ist die Grundstücksentwässerungsan-
lage (abflusslose Sammelgrube) mit 
Ansaugleitung und Ansaugstutzen zu 
versehen.
Der Ansauganschluss ist unmittelbar 
an die Zufahrt bzw. eine andere je-
derzeit zugängliche geeignete Stelle 
an die nächste öffentlich gewidmete 
Grundstücksgrenze (Straßenseite) zu 
führen.
Dies gilt nur für Ansaugleitungen 
mit einer Länge von maximal 50 m. 
Dies ist bis spätestens 1 Jahr nach In-
krafttreten des bestätigten Schmutz-
wasserbeseitigungskonzeptes des 
WAZV durch den Benutzungsbe-
rechtigten /- verpflichteten zu rea-
lisieren.
Ist aufgrund örtlicher Gegebenheiten 
kein Sauganschluss im öffentlichen 
Bereich möglich oder ist eine An-
saugleitung von maximal 50 m Län-
ge nicht möglich, so gilt als Voraus-
setzung für die Erreichbarkeit und 
Befahrbarkeit der Grundstücke mit 
einem Entsorgungsfahrzeug, dass 
die Straße/der Weg/die Zufahrt eine 
Belastbarkeit von 26 t gewährleistet, 
eine lichte Breite von mindestens 
3,55 m und eine lichte Höhe von 
mindestens 4,20 m aufweist.  
Aufwendungen, die sich aufgrund 
der Lage der Grundstücksentwäs-
serungsanlage im nichtöffentlichen 
Bereich ergeben, sind dem Ver-
band vom Benutzungsberechtigten 
/-verpflichteten in tatsächlich ent-
standener Höhe zu erstatten. Auf-
wendungen, die für zusätzliche An-
fahrten wegen Nichterreichbarkeit 
der Grube (z. B. Nichtberäumung 
der Grube bei starkem Schneefall) 
entstehen, sind dem Verband von 
dem Benutzungsberechtigten /- ver-
pflichteten in tatsächlicher Höhe zu 
erstatten.
(3) Für die Überwachung gilt § 11 
sinngemäß. 
(4) § 10 Absatz V gilt entsprechend. 

§ 14 Einbringungsverbote
In die Grundstücksentwässerungs-
anlage dürfen die in § 8 Abs. 4 auf-
geführten Stoffe nicht eingeleitet 
werden. § 8 Abs. 4 Satz 3 bleibt un-
berührt. 
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§ 15 Entleerung
(1) Die abflusslosen Sammelgruben 
(ASG) und Kleinkläranlagen (KKA) 
werden von dem WAZV von Mon-
tag bis Freitag von jeweils 7.00 Uhr 
bis 15.45 Uhr nach einem festge-
legten Tourenplan entleert bzw. 
entschlammt. Zu diesem Zweck ist 
dem WAZV ungehindert Zutritt zu 
gewähren. Das gesamte anfallende 
Schmutzwasser aus ASG und der ge-
samte anfallende Fäkalschlamm aus 
KKA sind dem WAZV zu überlassen 
und werden einer Behandlungsanla-
ge zugeführt.
(2) Im Einzelnen gilt Folgendes:
a) Abflusslose Sammelgruben wer-
den nach einem festgelegten Touren-
plan geleert. Im Notfall kann auch 
eine Entleerung abweichend von 
dem Tourenplan erfolgen. In diesem 
Fall ist der Grundstückseigentümer 
verpflichtet, rechtzeitig - mindestens 
eine Woche vorher – beim WAZV 
die Notwendigkeit einer Gruben-
entleerung anzuzeigen, anderenfalls 
werden bei einer Sonderentleerung 
außerhalb der üblichen Geschäfts-
zeiten die dadurch zusätzlich anfal-
lenden Kosten     
aa) Montag bis Freitag 06:30 – 
07:00 Uhr sowie 15:45 – 18:30 Uhr 
mit dem einfachen Lohnstundensatz 
und 
bb) Freitag nach 15:00 Uhr, Samstag 
sowie Sonn- und Feiertage mit dem 
zweifachen Lohnstundensatz für den 
zusätzlichen Zeitaufwand berechnet.
Es liegt im Ermessen des WAZV, 
weitere zusätzliche Kosten (z. B. 
Fahrzeugeinsatz) zu berechnen, so-
fern diese durch vermeidbare Ein-
zelfahrten verursacht sind.
b) Kleinkläranlagen werden von 
März bis Oktober nach einem fest-
gelegten Tourenplan, mindestens 
jedoch einmal jährlich entschlammt. 
Absatz 2 a) Sätze 2 und 3 gelten ent-
sprechend. Kleinkläranlagen nach 
DIN 4261 Teil 2 (vollbiologische 
Anlagen) sind nach Herstelleranga-
ben gemäß Wartungsprotokoll zu 
entsorgen. Die Wartungsprotokolle 
sind dem WAZV jeweils nach er-
folgter Wartung zuzusenden. Vo-
raussetzung für die Entleerung der 
Kleinkläranlagen ist die Einhaltung 
der Grenzwerte. 
(3) Der Tourenplan und die Ent-
sorgungstermine werden in der 
Wasserzeitung des WAZV (WAZ), 
welche im gesamten Verbandsgebiet 
verteilt wird, bekanntgegeben. Zu-
sätzlich erfolgt die Bekanntgabe auf 
der Homepage des Verbandes unter 
der Adresse www.wazv-jessen.de. Der 
Grundstückseigentümer ist verpflich-
tet, alle Vorkehrungen zu treffen, da-
mit die Entsorgung zum festgesetzten 
Zeitpunkt erfolgen kann.

IV. Schlussvorschriften
§ 16 Maßnahmen an den öffent-

lichen Schmutzwasseranlagen
Einrichtungen öffentlicher Schmutz-
wasseranlagen dürfen nur von Beauf-
tragten des WAZV oder mit Zustim-
mung des WAZV betreten werden. 
Eingriffe an öffentlichen Schmutz-
wasseranlagen sind unzulässig.  

§ 17 Anzeigepflichten
(1) Entfallen für ein Grundstück 
die Voraussetzungen des Anschluss-
zwanges (§ 3 Abs. 1), so hat der 
Grundstückseigentümer dies unver-
züglich dem WAZV mitzuteilen. 
(2) Gelangen gefährliche oder schäd-
liche Stoffe in die öffentliche Schmutz-
wasseranlage, so ist der WAZV unver-
züglich zu unterrichten. 
(3) Der Grundstückseigentümer hat 
Betriebsstörungen oder Mängel am 
Anschlusskanal unverzüglich dem 
WAZV mitzuteilen. 
(4) Wechselt das Eigentum an einem 
Grundstück, so hat der bisherige Ei-
gentümer die Rechtsänderung un-
verzüglich dem WAZV schriftlich 
unter Überreichung eines entspre-
chenden Nachweises mitzuteilen. 
In gleicher Weise ist auch der neue 
Eigentümer verpflichtet. 
(5) Wenn Art und Menge des 
Schmutzwassers sich erheblich än-
dern (z. B. bei Produktionsumstel-
lungen), so hat der Grundstücks-
eigentümer dies unverzüglich dem 
WAZV mitzuteilen. 
(6) Sind auf dem Grundstück Anla-
gen vorhanden, die die Berechnung 
von Abgaben beeinflussen (wie z. B. 
eine Eigenwassergewinnungsanlage), 
so hat der Gebührenpflichtige dies 
unverzüglich dem WAZV schrift-
lich anzuzeigen. Diese Verpflichtung 
besteht für ihn auch, wenn solche 
Anlagen geschaffen, geändert oder 
beseitigt werden. 
 

§ 18 Altanlagen
(1) Anlagen, die vor dem Anschluss 
an eine öffentliche Schmutzwasser-
anlage der Beseitigung des auf dem 
Grundstück anfallenden Schmutz-
wassers dienten und die nicht als 
Bestandteil der angeschlossenen 
Grundstücksentwässerungsanlage 
genehmigt sind, hat der Grundstück-
seigentümer innerhalb von drei Mo-
naten auf seine Kosten so herzurich-
ten, dass sie für die Aufnahme oder 
Ableitung von Schmutzwasser nicht 
mehr genutzt werden können. 
(2) Ist ein Grundstück nicht mehr zu 
entwässern, schließt der WAZV den 
Anschluss auf Kosten des Grund-
stückseigentümers.
 
 § 19 Befreiungen
(1) Der WAZV kann von den Be-

stimmungen in §§ 6 ff. – soweit sie 
keine Ausnahmen vorsehen – auf An-
trag eine Befreiung erteilen, wenn die 
Durchführung dieser Bestimmungen 
im Einzelfall zu einer offenbar nicht 
beabsichtigten Härte führen würde 
und die Befreiung mit den öffentli-
chen Belangen vereinbar ist. 
(2) Die Befreiung kann unter Bedin-
gungen und Auflagen sowie befristet 
erteilt werden. Sie steht unter dem 
Vorbehalt des jederzeitigen Wider-
rufs. 

§ 20 Haftung 
(1) Für Schäden, die durch satzungs-
widrige Benutzung oder satzungs-
widriges Handeln entstehen, haftet 
der Verursacher. Dies gilt insbeson-
dere, wenn entgegen dieser Satzung 
schädliche Schmutzwässer oder 
sonstige Stoffe in die öffentlichen 
Schmutzwasseranlagen eingeleitet 
werden. Ferner hat der Verursacher 
den WAZV von allen Ersatzan-
sprüchen freizustellen, die Dritte in 
diesem Zusammenhang gegen den 
WAZV geltend machen. 
(2) Wer entgegen § 16 unbefugt Ein-
richtungen von Schmutzwasseranla-
gen betritt oder Eingriffe an ihnen 
vornimmt, haftet für entstehende 
Schäden. 
(3) Der Grundstückseigentümer 
haftet außerdem für alle Schäden 
und Nachteile, die dem WAZV 
durch den mangelhaften Zustand 
der Grundstücksentwässerungsanla-
ge, ihr vorschriftswidriges Benutzen 
und ihr nicht sachgemäßes Bedienen 
entstehen. 
(4) Wer durch Nichtbeachtung der 
Einleitungsbedingungen dieser Sat-
zung die Erhöhung der Abwasserab-
gabe (§ 9 Abs. 5 AbwAG) verursacht, 
hat dem WAZV den erhöhten Be-
trag der Abwasserabgabe   zu erstat-
ten. 
(5) Mehrere Verursacher haften als 
Gesamtschuldner. 
(6) Bei Überschwemmungen als Fol-
ge von 
1. Rückstau in der öffentlichen 
Schmutzwasseranlage, z. B. bei 
Hochwasser, Wolkenbrüchen, Frost-
schäden oder Schneeschmelze; 
2. Betriebsstörungen, z. B. bei Ausfall 
eines Pumpwerkes; 
3. Behinderungen des Schmutzwas-
serabflusses, z. B. bei Kanalbruch 
oder Verstopfung; 
4. zeitweiliger Stilllegung der öffent-
lichen Schmutzwasseranlage, z. B. bei 
Reinigungsarbeiten im Straßenkanal 
oder Ausführung von Anschlussar-
beiten; 
hat der Grundstückseigentümer 
einen Anspruch auf Schadenersatz 
nur, soweit die eingetreten Schäden 
vom WAZV grob fahrlässig oder 
vorsätzlich verursacht worden sind. 
(7) Wenn bei der dezentralen Ent-

sorgung trotz erfolgter Anmeldung 
zur Entleerung oder Entschlammung 
infolge höherer Gewalt, Streik, Be-
triebsstörungen oder betriebsnot-
wendiger anderer Arbeiten die Ent-
sorgung erst verspätet durchgeführt 
werden kann oder eingeschränkt 
bzw. unterbrochen werden muss, 
hat der Grundstückseigentümer kei-
nen Anspruch auf Ersatz eventuell 
dadurch bedingter Schäden. 
 

§ 21 Zwangsmittel
(1) Für den Fall, dass die Vorschrif-
ten dieser Satzung nicht befolgt wer-
den oder gegen sie verstoßen wird, 
kann nach § 71 des Verwaltungs-
vollstreckungsgesetzes des Landes 
Sachsen-Anhalt in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. 02. 2015 
(GVBl. LSA S. 50, 51) in Verbin-
dung mit den §§ 53 ff. des Gesetzes 
über die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung des Landes Sachsen-Anhalt 
i. d. F. der Bekanntmachung vom 
20. 05. 2014 – jeweils in der z. Z. 
gültigen Fassung – ein Zwangsgeld 
bis zu 500.000,- € angedroht und 
festgesetzt werden. 
(2) Die zu erzwingende Handlung 
kann auch im Wege der Ersatzvor-
nahme auf Kosten des Pflichtigen 
durchgesetzt werden. 
(3) Das Zwangsgeld und die Kosten 
der Ersatzvornahme werden im Ver-
waltungszwangsverfahren eingezogen. 

§ 22 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig im Sinne des 
§ 8 Abs. 6 KVG LSA handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
1. § 3 Abs. 1 sein Grundstück nicht 
rechtzeitig an die öffentlichen 
Schmutzwasseranlagen anschließen 
lässt; 
2. § 4 das bei ihm anfallende 
Schmutzwasser nicht in die öffentli-
chen Schmutzwasseranlagen ableitet; 
3. dem nach § 6 genehmigten Ent-
wässerungsantrag die Anlage aus-
führt; 
4. § 7 den Anschluss seines Grund-
stücks an die öffentlichen Schmutz-
wasseranlagen oder die Änderung der 
Entwässerungsgenehmigung nicht 
beantragt; 
5. den Einleitungsbedingungen 
in §§ 8 und 14 die öffentlichen 
Schmutzwasseranlagen benutzt; 
6. § 10 Abs. 3 die Grundstücksent-
wässerungsanlage oder auch Teile 
hiervon vor der Abnahme in Betrieb 
nimmt oder Rohrgräben vor der Ab-
nahme verfüllt; 
7. § 10 Abs. 4 die Entwässerungsan-
lage seines Grundstücks nicht ord-
nungsgemäß betreibt; 
8. § 11 Beauftragten des WAZV 
nicht ungehindert Zutritt zu allen 
Teilen der Grundstücksentwässe-
rungsanlage gewährt; 

9. § 15 Abs. 1 die Entleerung behin-
dert; 
10. § 15 Abs. 2 die Anzeige der not-
wendigen Grubenentleerung unter-
lässt; 
11. § 16 die öffentliche Schmutzwas-
seranlage betritt oder sonstige Maß-
nahmen an ihr vornimmt; 
12. § 17 seine Anzeigepflichten nicht 
oder nicht unverzüglich erfüllt. 
(2) Die Ordnungswidrigkeit 
kann mit einer Geldbuße bis zu 
5.000,- € geahndet werden. Die 
Geldbuße soll den wirtschaftlichen 
Vorteil, den der Pflichtverletzer aus 
der Ordnungswidrigkeit gezogen 
hat, übersteigen. Reicht das Höchst-
maß hierzu nicht aus, so kann es 
überschritten werden.
  
§ 23 Einstellung der Entsorgung

(1) Der WAZV ist berechtigt, die 
Entsorgung fristlos einzustellen, 
wenn der Anschlussnehmer der Sat-
zung zuwiderhandelt und die Ein-
stellung erforderlich ist, um  
a) eine unmittelbare Gefahr für die 
Sicherheit von Personen oder Anla-
gen abzuwenden, 
b) die Einleitung von Schmutzwas-
ser unter Umgehung, Beeinflussung 
oder vor Anbringung der Messein-
richtung für den Frischwasserbezug, 
der grundsätzlich gleichzeitig auch 
als Schmutzwassermenge gilt, zu 
verhindern, oder  
c) zu gewährleisten, dass unzumut-
bare Störungen anderer Anschluss-
nehmer nicht hinnehmbare störende 
Rückwirkungen auf die Einrichtung 
des WAZV oder Dritter ausgeschlos-
sen sind. 
(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, 
insbesondere bei Nichterfüllung ei-
ner Zahlungsverpflichtung trotz 
Mahnung, ist der WAZV berechtigt, 
die Entsorgung zwei Wochen nach 
Androhung einzustellen. Dies gilt 
nicht, wenn der Anschlussnehmer 
darlegt, dass die Folgen der Einstel-
lung außer Verhältnis zur Schwere 
der Zuwiderhandlung stehen und 
hinreichend Aussicht besteht, dass 
der Anschlussnehmer seinen Ver-
pflichtungen nachkommt. 
(3) Der WAZV hat die Entsorgung 
unverzüglich wieder aufzunehmen, 
sobald die Gründe für ihre Einstel-
lung entfallen und der Anschluss-
nehmer die Kosten der Einstellung 
und Wiederaufnahme der Entsor-
gung ersetzt hat. Die Kosten können 
pauschal berechnet werden. 
 

§ 24 Beiträge, Gebühren
und Kostenerstattungen

(1) Für die Herstellung, Erweite-
rung, Verbesserung und Erneuerung 
der zentralen öffentlichen Schmutz-
wasseranlagen werden Beiträge, 
für die Erneuerung, Veränderung, 
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Präambel

Auf Grund der §§ 5, 8 und 11 des 
Kommunalverfassungsgesetzes des 
Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) 
vom 17. 06. 2014 sowie der §§ 9 und 
16 des Gesetzes über Kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GKG LSA) 
in Verbindung mit den §§ 2, 5, 6, 
8, 13, 13 a des Kommunalabgaben-
gesetzes (KAG LSA) in den jeweils 
gültigen Fassungen hat die Ver-
bandsversammlung in ihrer Sitzung 
vom 19. 12. 2019 folgende Satzung 
beschlossen.

Abschnitt 1
Allgemeines

§ 1 Allgemeines
(1) Der Wasser- und Abwasser-
zweckverband „Elbe-Elster-Jessen“ 
(WAZV) betreibt nach Maßgabe 
dieser Satzung in seinem Verbands-
gebiet Anlagen zur 
1. zentralen Schmutzwasserbeseiti-
gung 
2. dezentralen Schmutzwasserbesei-
tigung 
a) für Fäkalschlamm aus Kleinklär-
anlagen
b) für Schmutzwasser aus abfluss-
losen Sammelgruben
als jeweils rechtlich selbstständige 
öffentliche Einrichtungen.
Die zu der öffentlichen Einrichtung 
zur Schmutzwasserbeseitigung ge-
hörenden Mitgliedsstädte des Ver-
bandes inkl. ihrer Ortsteile werden 
in der Anlage 1 zu dieser Satzung 

aufgeführt.
(2) Der WAZV erhebt nach Maßga-
be dieser Satzung 
a) Beiträge zur Deckung seines Auf-
wandes für die zentrale öffentliche 
Schmutzwasserbeseitigungseinrich-
tung - Schmutzwasserbeiträge 
b) Kostenerstattungen für Grund-
stücksanschlüsse an die zentrale 
öffentliche Schmutzwasserbeseiti-
gungseinrichtung (Aufwendungs-
ersatz)  
c) Benutzungsgebühren als Gegen-
leistung für die Inanspruchnahme 
der zentralen und dezentralen öf-
fentlichen Schmutzwasserbeseiti-
gungseinrichtungen.
 

Abschnitt II.
Beiträge

§ 2 Grundsatz
(1) Der Verband erhebt, soweit der 
Aufwand nicht durch Zuschüsse, 
Schmutzwassergebühren oder auf 
andere Weise gedeckt wird, für die 
Herstellung, Anschaffung, Erwei-
terung, Verbesserung und Erneue-
rung seiner zentralen öffentlichen 
Schmutzwasserbeseitigungseinrich-
tung Schmutzwasserbeiträge von den 
Beitragspflichtigen im Sinne von § 6 
Abs. 8 KAG LSA, denen durch die 
Inanspruchnahme oder die Mög-
lichkeit der Inanspruchnahme dieser 
Leistungen ein Vorteil entsteht. 
(2) Der Schmutzwasserbeitrag deckt 
nicht die Kosten für den Grund-
stücks- und Hausanschluss (An-
schlusskanal vom Hauptsammler bis 

zur Grundstücksgrenze einschl. Kon-
trollschacht, sowie den Leitungen auf 
dem Grundstück, die nicht Bestand-
teil der öffentlichen Schmutzwasser-
beseitigungsanlage sind). 
 

§ 3 Gegenstand
der Beitragspflicht

(1) Der Beitragspflicht unterliegen 
Grundstücke, die an die zentrale 
öffentliche Schmutzwasserbesei-
tigungseinrichtung angeschlossen 
werden können und für die 
a) eine bauliche oder gewerbliche 
Nutzung festgesetzt ist, sobald sie be-
baut oder gewerblich genutzt werden 
dürfen. 
b) eine bauliche oder gewerbliche 
Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn 
sie nach der Verkehrsauffassung Bau-
land sind und baulich oder gewerb-
lich genutzt werden dürfen. 
c) bereits eine bauliche oder gewerb-
liche Nutzung besteht. 
(2) Wird ein Grundstück an die 
zentrale öffentliche Schmutzwasser-
beseitigungseinrichtung tatsächlich 
angeschlossen, so unterliegt es der 
Beitragspflicht auch dann, wenn die 
Voraussetzungen des Abs. 1 nicht 
erfüllt sind. 
(3) Grundstück im Sinne dieser Sat-
zung ist grundsätzlich das Grund-
stück im bürgerlich-rechtlichen 
Sinne. Ist ein vermessenes und im 
Grundbuch eingetragenes bürger-
lich-rechtliches Grundstück nicht 
vorhanden, gilt die von den Bei-
tragspflichtigen zusammenhängend 

genutzte Fläche als Grundstück. Der 
Beitragspflichtige ist in diesem Fall 
verpflichtet, die Grundstücksgröße 
nachprüfbar, insbesondere durch 
amtlich beglaubigte Dokumente 
nachzuweisen.
 

§ 4 Beitragsmaßstab
(1) Der Schmutzwasserbeitrag wird 
nach einem nutzungsbezogenen 
Maßstab berechnet.
(2) Zur Ermittlung des nutzungs-
bezogenen Beitrages werden für 
das erste Vollgeschoss 100 % und 
für jedes weitere Vollgeschoss 60 % 
der Grundstücksfläche in Ansatz 
gebracht. Ist kein Vollgeschoss vor-
handen, wird mindestens die Grund-
stücksfläche in Ansatz gebracht.
Als Vollgeschoss gelten alle Ge-
schosse, deren Deckenoberfläche im 
Mittel mehr als 1,60 m über die Ge-
ländeoberfläche hinausragt und die 
auf mindestens zwei Dritteln ihrer 
Grundfläche eine lichte Höhe von 
mindestens 2,30 m haben.
Kirchengebäude werden stets als ein-
geschossige Gebäude behandelt.  
Ist im Einzelfall eine Geschosszahl 
wegen der Besonderheiten des 
Bauwerks nicht feststellbar, werden 
bei gewerblich oder industriell ge-
nutzten Grundstücken je angefan-
gene 3,50 m und bei allen in anderer 
Weise baulich genutzten Grundstü-
cken je angefangene 2,30 m Höhe 
des Bauwerks als ein Vollgeschoss 
gerechnet. 
(3) Als Grundstücksfläche gilt bei 

Grundstücken, 
1. die insgesamt im Geltungsbereich 
eines Bebauungsplanes liegen, sofern 
sie nicht unter Nr. 6 oder 7 fallen, 
die Gesamtfläche des Grundstücks, 
wenn für das Grundstück im Bebau-
ungsplan bauliche oder gewerbliche 
Nutzung festgesetzt ist; 
2. die teilweise im Geltungsbereich 
eines Bebauungsplanes und  
a) mit einer Restfläche innerhalb 
eines im Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles liegen, – sofern sie nicht 
unter Nr. 6 oder Nr. 7 fallen  
- die Gesamtfläche des Grundstücks, 
wenn es baulich oder gewerblich 
nutzbar ist; 
b) mit der Restfläche im Außenbe-
reich liegen – sofern sie nicht unter 
Nr. 6 oder Nr. 7 fallen 
- die Fläche im Bereich des Bebau-
ungsplanes, wenn für diese darin 
eine bauliche oder gewerbliche Nut-
zung festgesetzt ist; 
3. die insgesamt im Bereich einer 
Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB 
liegen sowie bei Grundstücken, die 
über die Grenzen einer solchen Sat-
zung in den Außenbereich hinaus-
reichen, sofern sie nicht unter Nr. 6 
oder Nr. 7 fallen,  
- die Fläche im Satzungsbereich, 
wenn diese baulich oder gewerblich 
genutzt werden kann;
Reichen Grundstücke in den Innen-
bereich hinein, ist die dort liegende 
Fläche ebenfalls zu berücksichtigen.
4. für die kein Bebauungsplan und 
keine Satzung nach § 34 Abs. 4 

Beseitigung und Unterhaltung von 
Grundstücksanschlüssen werden 
Kostenerstattungsbeträge und für 
die Benutzung der zentralen und 
dezentralen öffentlichen Schmutz-

wasseranlagen werden Benutzungs-
gebühren nach besonderen Rechts-
vorschriften erhoben. 
(2) Für die Genehmigung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen 

werden Verwaltungskosten nach der 
Verwaltungskostensatzung erhoben.

§ 25 Inkrafttreten
1) Diese Satzung tritt am Tage nach 

ihrer Veröffentlichung in Kraft.
2) Gleichzeitig tritt die Schmutzwasser-
beseitigungssatzung vom 14. 04. 2004 
in Fassung der letzten Änderung vom 
29. 06. 2015 außer Kraft.

Jessen, den 19. 12. 2019
Siegel

Giffey 
Verbandsgeschäftsführer

Anlage 1
Aktuelles Verzeichnis der Verbandsmitglieder Schmutzwasserentsorgung

I.  Jessen
mit den Ortsteilen:

1. Arnsdorf
2. Battin
3. Buschkuhnsdorf
4. Dixförda
5. Düßnitz
6. Gentha
7. Gerbisbach
8. Glücksburg
9. Gorsdorf

10. Grabo
11. Großkorga
12. Hemsendorf
13. Holzdorf
14. Jessen (Elster)
15. Kleindröben
16. Kleinkorga
17. Klöden
18. Klossa
19. Kremitz
20. Leipa

21. Linda
22. Lindwerder
23. Lüttchenseyda
24. Mark Friedersdorf
25. Mark Zwuschen
26. Mauken
27. Mellnitz
28. Mönchenhöfe
29. Morxdorf
30. Mügeln
31. Naundorf

32. Neuerstadt
33. Rade
34. Rehain
35. Reicho
36. Ruhlsdorf
37. Rettig
38. Schadewalde
39. Schöneicho
40. Schützberg 
41. Schweinitz
42. Seyda

43. Steinsdorf
44.  Zwuschen

II.  Stadt Annaburg
mit den Ortsteilen:

1. Löben
2. Meuselko
3. Premsendorf  

III.  Stadt Zahna-Elster 
mit den Ortsteilen:

1. Bülzig
2. Klebitz
3. Leetza
4. Rahnsdorf
5. Raßdorf
6. Woltersdorf
7. Zahna 
8. Zallmsdorf
9. Zörnigall
10. Dietrichsdorf 
11. Elster (Elbe)

12. Gadegast
13. Gallin 
14. Gielsdorf
15. Iserbegka
16. Külso
17. Listerfehrda
18. Meltendorf 
19. Mühlanger
20. Zemnick

  SATZUNG
über die Erhebung von Gebühren, Beiträgen und Kostenerstattungen

der öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanlagen
des Wasser- und Abwasserzweckverbandes  „Elbe-Elster-Jessen“

Schmutzwasserbeseitigungsabgabensatzung (SWBAS)
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BauGB besteht und die nicht unter 
Nr. 6 oder Nr. 7 fallen, 
a) wenn sie insgesamt innerhalb des 
im Zusammenhang bebauten Orts-
teiles (§ 34 BauGB) liegen, die Ge-
samtfläche des Grundstücks, 
b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise 
im Innenbereich(§ 34 BauGB) und 
teilweise im Außenbereich (§ 35 
BauGB) liegen, die Gesamtfläche 
des Grundstücks, höchstens jedoch 
die Fläche zwischen der jeweiligen 
Straßengrenze und einer Linie, die 
in einem gleichmäßigen Abstand 
von 40 m dazu verläuft;  
bei Grundstücken, die nicht an eine 
Straße angrenzen oder nur durch 
einen zum Grundstück gehörenden 
Weg – gleich der Eigentumsverhält-
nisse am Weg – mit ihr verbunden 
sind, die Fläche zwischen der der 
Straße zugewandten Grundstücks-
seite und einer Linie, die im gleich-
mäßigen Abstand von 40 m zu ihr 
verläuft; 
5. die über die sich nach Nr. 4 lit. b) 
ergebenden Grenzen hinaus bebaut 
oder gewerblich genutzt sind,
die Fläche zwischen der jeweiligen 
Straßengrenze bzw. im Falle von 
Nr. 4 der der Straße zugewandten 
Grundstücksseite und einer Linie 
hierzu, die in dem gleichmäßigen 
Abstand verläuft, der der übergrei-
fenden oder gewerblichen Nutzung 
entspricht; 
6. für die durch Bebauungsplan oder 
Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB 
die Nutzung als Wochenendhaus-
gebiet oder eine sonstige Nutzung 
ohne oder mit nur untergeord-
neter Bebauung festgesetzt ist (z. B. 
Dauerkleingärten, Schwimmbäder, 
Camping-, Fest- und Sportplätze, 
Friedhöfe, nicht aber Flächen für die 
Landwirtschaft) oder die innerhalb 
eines im Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich 
so genutzt werden, 75 % der Grund-
stücksfläche; 
7. für die durch Bebauungsplan oder 
Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB die 
Nutzung als Fläche für die Landwirt-
schaft festgesetzt ist, und bei Grund-
stücken, die im Außenbereich (§ 35 
BauGB) liegen und bebaut sind, die 
Grundfläche der an die Schmutz-
wasserbeseitigungsanlage angeschlos-
senen Baulichkeiten geteilt durch die 
GRZ 0,2. 
Die so ermittelte Fläche wird diesen 
Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, 
dass ihre Grenzen jeweils im gleichen 
Abstand von den Außenwänden der 
Baulichkeiten verlaufen, wobei bei 
einer Überschreitung der Grund-
stücksgrenze durch diese Zuordnung 
eine gleichmäßige Flächenergänzung 
auf dem Grundstück erfolgt; 
8. die im Außenbereich (§ 35 
BauGB) liegen und für die durch 

Planfeststellung, bergrechtlichen 
Betriebsplan oder diesen ähnliche 
Verwaltungsakte eine der baulichen 
Nutzung vergleichbare Nutzung 
zugelassen ist (z. B. Abfalldeponie, 
Untergrundspeicher pp.), 
die Fläche des Grundstücks, auf die 
sich die Planfeststellung, der Be-
triebsplan oder der diesen ähnliche 
Verwaltungsakt bezieht, wobei sol-
che Flächen unberücksichtigt blei-
ben, die schmutzwasserrelevant nicht 
nutzbar sind. 
(4) Als Zahl der Vollgeschosse nach 
Abs. 2 gilt bei Grundstücken: 
1. die ganz oder teilweise im Gel-
tungsbereich eines Bebauungsplanes 
liegen (Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2)  
a) die im Bebauungsplan festgesetz-
te höchstzulässige Zahl der Vollge-
schosse; 
b) für die im Bebauungsplan statt 
der Zahl der Vollgeschosse die Hö-
he der baulichen Anlagen festgesetzt 
ist, in Gewerbe-, Industrie- und 
Sondergebieten i. S. von § 11 Abs. 3 
BauNVO die durch 3,5 und in allen 
anderen Baugebieten die durch 2,3 
geteilte höchstzulässige Gebäudehö-
he auf ganze Zahlen gerundet; 
c) für die im Bebauungsplan weder 
die Zahl der Vollgeschosse noch 
die Höhe der baulichen Anlagen, 
sondern nur eine Baumassenzahl 
festgesetzt ist, die durch 3,5 geteilte 
höchstzulässige Baumassenzahl auf 
ganze Zahlen gerundet; 
d) auf denen nur Garagen oder 
Stellplätze errichtet werden dürfen, 
die Zahl von einem Vollgeschoss je 
Nutzungsebene; 
e) für die in einem Bebauungsplan 
weder die Zahl der Vollgeschosse 
noch die Höhe der baulichen An-
lagen bzw. die Baumassenzahl be-
stimmt ist, wenn  
- für die durch Bebauungsplan eine 
Nutzung als Fläche für die Land-
wirtschaft festgesetzt ist, die Zahl 
der tatsächlich vorhandenen Vollge-
schosse, 
- für die durch Bebauungsplan eine 
Nutzung als Wochenendhausgebiet 
festgesetzt ist, die Zahl von einem 
Vollgeschoss, 
- die in anderen Baugebieten liegen, 
der in der näheren Umgebung über-
wiegend festgesetzte und/ oder tat-
sächlich vorhandene (§ 34 BauGB) 
Berechnungswert nach lit. a) – c); 
2. auf denen die Zahl der Vollge-
schosse nach Nr. 1 lit. a) oder die 
Höhe der baulichen Anlagen nach 
Nr. 1 lit. b) bzw. Baumassenzahl 
nach Nr. 1 lit. c) überschritten wird, 
die tatsächlich vorhandene Zahl der 
Vollgeschosse bzw. die sich nach der 
tatsächlich vorhandenen Bebauung 
ergebenden Berechnungswerte nach 
Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c); 
3. für die durch in einem Bebau-

ungsplan weder die Zahl der Vollge-
schosse noch die Höhe der baulichen 
Anlagen bzw. die Baumassenzahl be-
stimmt ist, wenn  
a) durch Bebauungsplan eine Nut-
zung als Fläche für die Landwirt-
schaft festgesetzt ist, die Zahl der 
tatsächlich vorhandenen Vollge-
schosse, 
b) durch Bebauungsplan eine Nut-
zung als Wochenendhausgebiet 
festgesetzt ist, die Zahl von einem 
Vollgeschoss,  
c) die in anderen Baugebieten liegen, 
der in der näheren Umgebung über-
wiegend festgesetzte und/oder tat-
sächliche vorhandene (§ 34 BauGB) 
Berechnungswert nach Nr. 1 lit. a) 
– c);
4. für die durch Bebauungsplan ei-
ne sonstige Nutzung ohne oder mit 
nur untergeordneter Bebauung fest-
gesetzt ist (z. B. Dauer-Kleingärten, 
Schwimmbäder, Camping-, Sport- 
und Festplätze sowie Friedhöfe) oder 
die außerhalb von Bebauungsplange-
bieten tatsächlich so genutzt werden, 
die Zahl von einem Vollgeschoss; 
5. für die kein Bebauungsplan be-
steht, die aber ganz oder teilweise 
innerhalb des im Zusammenhang 
bebauten Ortsteiles liegen (Abs. 3 
Nr. 4), wenn sie  
a) bebaut sind, die höchste Zahl der 
tatsächlich vorhandenen Vollge-
schosse, 
b) unbebaut sind, die Zahl der in der 
näheren Umgebung überwiegend 
vorhandenen Vollgeschosse;
6. die im Außenbereich (§ 35 
BauGB) liegen und bebaut sind, die 
Zahl der Vollgeschosse der ange-
schlossenen Baulichkeit; 
7. die im Außenbereich (§ 35 
BauGB) liegen und für die durch 
Planfeststellung bergrechtlichen 
Betriebsplan oder diesen ähnliche 
Verwaltungsakte eine der baulichen 
Nutzung vergleichbare Nutzung zu-
gelassen ist, – bezogen auf die Flä-
che nach Abs. 3 Nr. 8 – die Zahl von 
einem Vollgeschoss.
(5) Bei Grundstücken, die im Gel-
tungsbereich einer Satzung nach 
§ 34 Abs. 4 BauGB oder § 35 Abs. 6 
BauGB liegen, sind zur Feststellung 
der Zahl der Vollgeschosse die Vor-
schriften entsprechend anzuwenden, 
wie sie bestehen für 
1. Bebauungsplangebiete, wenn in der 
Satzung Bestimmungen über das zu-
lässige Nutzungsmaß getroffen sind; 
2. die im Zusammenhang bebauten 
Ortsteile, wenn die Satzung keine 
Bestimmungen über das zulässige 
Nutzungsmaß enthält.
 

§ 5 Beitragssatz
(1) Der Beitragssatz für die Herstel-
lung der Schmutzwasserbeseitigungs-
einrichtung beträgt bei: 

der Öffentlichen Einrichtung zur 
zentralen Schmutzwasserbeseitigung 
2,15 €/m² Beitragsfläche,  
(2) Die Beitragssätze für die Anschaf-
fung, Erweiterung, Verbesserung 
und Erneuerung der Schmutzwas-
serbeseitigungseinrichtung werden 
im Einzelfall unter Angabe des Abga-
bentatbestandes in einer besonderen 
Satzung festgelegt. 
 

§ 6 Beitragspflichtige
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeit-
punkt der Bekanntgabe des Beitrags-
bescheides Eigentümer des Grund-
stücks ist. Ist das Grundstück mit 
einem Erbbaurecht belastet, so ist 
anstelle des Eigentümers der Erbbau-
berechtigte beitragspflichtig. Ist das 
Grundstück mit einem dinglichen 
Nutzungsrecht nach Art. 233 § 4 
des Einführungsgesetzes zum Bür-
gerlichen Gesetzbuch belastet, so ist 
anstelle des Eigentümers der Inhaber 
dieses Rechts beitragspflichtig.
(2) Für Grundstücke und Gebäude, 
die im Grundbuch noch als Eigen-
tum des Volkes eingetragen sind, 
tritt an die Stelle des Eigentümers 
der Verfügungsberechtigte i. S. von 
§ 8 Abs. 1 des Vermögenszuord-
nungsgesetzes.
(3) Mehrere Beitragspflichtige haf-
ten als Gesamtschuldner; bei Woh-
nungs- und Teileigentum sind die 
einzelnen Wohnungs- und Teilei-
gentümer nur entsprechend ihrem 
Miteigentumsanteil beitragspflichtig.
(4) Der Beitrag ruht als öffentliche 
Last auf dem Grundstück, bei Beste-
hen eines Erbbaurechtes auf diesem. 

§ 7 Entstehung der Beitragspflicht
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit 
der betriebsfertigen Herstellung der 
Schmutzwasserbeseitigungseinrich-
tung vor dem Grundstück.
(2) Im Falle des § 3 Abs. 2 entsteht 
die Beitragspflicht mit dem tatsäch-
lichen Anschluss, frühestens jedoch 
mit dessen Genehmigung. 
 

§ 8 Vorausleistung
Auf die künftige Beitragsschuld 
können angemessene Vorauslei-
stungen verlangt werden, sobald mit 
der Durchführung der Maßnahme 
begonnen worden ist. Die Voraus-
leistung ist mit der endgültigen 
Beitragsschuld zu verrechnen, auch 
wenn der Vorausleistende nicht bei-
tragspflichtig ist.
 

§ 9 Veranlagung, Fälligkeit
Der Schmutzwasserbeitrag wird 
durch Bescheid festgesetzt und einen 
Monat nach der Bekanntgabe des 
Bescheides fällig. Das gleiche gilt für 
die Erhebung einer Vorausleistung. 

§ 10 Ablösung

In Fällen, in denen die Beitrags-
pflicht noch nicht entstanden ist, 
kann die Ablösung durch Vertrag 
vereinbart werden. Die Höhe des 
Ablösungsbetrages ist nach Maßga-
be des in § 4 bestimmten Beitrags-
maßstabes und des in § 5 festgelegten 
Beitragssatzes zu ermitteln.
Durch Zahlung des Ablösungsbe-
trages wird die Beitragspflicht end-
gültig abgegolten. 
 

§ 11 Billigkeitsregelungen
(1) Ausgehend von einer Durch-
schnittsgröße der nach der tatsäch-
lichen Nutzung vorwiegend Wohn-
zwecken dienenden Grundstücke im 
Versorgungsgebiet des Verbandes mit 
1.199 m² für die Öffentliche Einrich-
tung zur zentralen Schmutzwasser-
beseitigung, gelten derartige Wohn-
grundstücke als i. S. von § 6 c Abs. 2 
Satz 1 KAG-LSA übergroß, wenn die 
nach § 4 Abs. 3 zu berechnende Vor-
teilsfläche die vorgenannte Durch-
schnittsgröße um 30 v. H. (Begren-
zungsfläche) oder mehr überschreitet. 
Derartige in diesem Sinne über-
große Wohngrundstücke werden 
in Größe der Begrenzungsfläche in 
vollem Umfang, hinsichtlich der die 
Begrenzungsfläche bis um 50 v. H. 
übersteigenden Vorteilsfläche zu 
50 v. H. und wegen einer darüber 
hinaus bestehenden Vorteilsfläche zu 
30 v. H. des sich nach § 4 i. V. mit 
§ 5 zu berechnenden Entsorgungs-
beitrages herangezogen. 
(2) Gebäude oder selbständige 
Gebäudeteile, die auf der durch 
§ 4 Abs. 3 Nr. 1 – 5 bestimmten 
Grundstücksfläche oder auf einem 
unter § 4 Abs. 3 Nr. 6 und 8 fallendes 
Grundstück errichtet sind, und die 
nach der Art ihrer Nutzung keinen 
Bedarf nach Anschluss an die zen-
trale öffentliche Schmutzwasserbe-
seitigungseinrichtung auslösen oder 
nicht angeschlossen werden dürfen, 
und auch tatsächlich nicht ange-
schlossen sind, bleiben auf Antrag 
des Beitragspflichtigen beitragsfrei 
(§ 6 c Abs. 3 KAG-LSA). Der Bei-
tragsfreiheit solcher Gebäude oder 
selbständigen Gebäudeteile ist der-
gestalt Rechnung zu tragen, dass die 
beitragsfreien Gebäude oder selb-
ständigen Gebäudeteile bei der Er-
mittlung der Zahl der Vollgeschosse 
nach § 4 dieser Satzung unberück-
sichtigt bleiben.
(3) Ansprüche aus dem Abgabeschuld-
verhältnis können ganz oder teilweise 
gestundet werden, wenn die Einzie-
hung bei Fälligkeit eine erhebliche 
Härte für den Schuldner bedeuten 
würde und der Anspruch durch die 
Stundung nicht gefährdet erscheint. 
Ist deren Einziehung nach Lage des 
Einzelfalles unbillig, können sie ganz 
oder zum Teil erlassen werden.  
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Abschnitt III
Grundstücksanschlüsse

§ 12 Kostenerstattungsanspruch
(1) Die Aufwendungen für die Her-
stellung, Erneuerung, Veränderung, 
Unterhaltung und Beseitigung der 
Grundstücksanschlüsse sind dem 
Verband in der tatsächlich entstan-
denen Höhe zu erstatten. 
(2) Der Erstattungsanspruch entsteht 
mit der Beendigung der Maßnahme. 
Die Maßnahme ist beendet, wenn 
der jeweilige Haus- und Grund-
stücksanschluss seiner Zweckbestim-
mung entsprechend benutzbar, also 
betriebsfertig hergestellt, erneuert 
oder verändert bzw. nicht mehr be-
nutzbar beseitigt ist. 
(3) Die §§ 6, 8 und 10 gelten ent-
sprechend. 
(4) Der Erstattungsbetrag wird 
durch Bescheid festgesetzt und ist 
einen Monat nach Bekanntgabe des 
Bescheides fällig.

Abschnitt IV
Zentrale Gebühren

§ 13 Grundsatz
Für die Inanspruchnahme der zen-
tralen öffentlichen Schmutzwas-
serbeseitigungseinrichtung wird 
eine Schmutzwassergebühr für die 
Grundstücke erhoben, die an die 
öffentliche Schmutzwasserbeseiti-
gungseinrichtung angeschlossen sind 
oder in diese entwässern. 
Gebührenbestandteil ist auch die 
vom Verband zu entrichtende Ab-
wasserabgabe

§ 14 Gebührenmaßstäbe
(1) Die Schmutzwassergebühr wird 
über eine Grundgebühr und eine 
Mengengebühr berechnet. 
Die Mengengebühr wird nach der 
Schmutzwassermenge berechnet, 
die im Erhebungszeitraum in die 
Schmutzwasserbeseitigungseinrich-
tung gelangt. 
Die Berechnungseinheit für die 
Mengengebühr ist 1 m³ Schmutz-
wasser, für die Grundgebühr eine 
Wohn- bzw. Gewerbeeinheit. 
(2) Als in die öffentliche Schmutz-
wasserbeseitigungseinrichtung ge-
langt gelten: 
a) die dem Grundstück aus öffent-
lichen Wasserversorgungsanlagen 
zugeführte und durch Wasserzähler 
ermittelte Wassermenge, 
b) die auf dem Grundstück gewon-
nene bzw. angefallene und dem 
Grundstück sonst zugeführte Was-
sermenge z. B. aus privaten Wasser-
versorgungsanlagen sowie
c) die tatsächlich eingeleitete 
Schmutzwassermenge bei Bestehen 
einer Schmutzwassermengenmes-
seinrichtung,
(3) Die auf dem Grundstück gewon-
nenen oder sonst zugeführten Was-

sermengen sind durch Wasserzähler 
zu ermitteln. Die Wasserzähler müs-
sen den Bestimmungen des Eichge-
setzes entsprechen. Soweit nicht 
bereits eine Messeinrichtung eines 
Wasserversorgungsunternehmers 
zur Verfügung steht, sind die erfor-
derlichen Wasserzähler vom Gebüh-
renpflichtigen durch eine Fachfirma 
auf seine Kosten einbauen zu lassen. 
Der Verband legt der Berechnung 
des Wasserverbrauchs nach Abs. 2 
a) grundsätzlich die Angaben der für 
den Wasserbezug zuständigen Stelle 
zugrunde, sofern er den Wasserver-
brauch anhand des Wasserzählers 
nicht selbst oder durch seine Beauf-
tragten ermittelt.
(4) Die Wassermenge nach Abs. 2 
Buchstabe b) und c) hat die oder der 
Gebührenpflichtige dem WAZV für 
den abgelaufenen Abrechnungszeit-
raum innerhalb des Folgemonats 
nach Zahlung des letzten fälligen 
Abschlags schriftlich anzuzeigen, 
sofern der Verband oder die nach 
Abs. 2 zuständige Stelle diese nicht 
selbst abliest. 
Sie ist durch Wasserzähler bzw. 
Schmutzwassermengenmessein-
richtungen nachzuweisen, die die 
oder der Gebührenpflichtige auf 
ihre oder seine Kosten einbauen las-
sen muss. Die Wasserzähler bzw. 
Schmutzwassermengenmesseinrich-
tungen müssen den Bestimmungen 
des Eichgesetzes entsprechen und 
vom Verband verplombt werden. 
Wenn der WAZV auf solche Mes-
seinrichtungen verzichtet, kann er 
als Nachweis für die Wassermenge 
prüfbare Unterlagen verlangen. Er 
ist berechtigt, die Wassermengen 
entsprechend der Personenzahl mit 
einer monatlichen Schmutzwasser-
menge  von mindestens 2 m³ pro 
Person einzuschätzen, wenn diese 
auf andere Weise nicht ermittelt 
werden können. Die technischen 
Einbaurichtlinien des WAZV für 
zusätzliche Zähler sind einzuhalten. 
(5) Hat ein Wasserzähler oder eine 
Schmutzwassermengenmesseinrich-
tung offensichtlich nicht richtig oder 
überhaupt nicht angezeigt, so wird 
die Wassermenge vom WAZV un-
ter Zugrundelegung des Verbrauchs 
bzw. der Schmutzwassermenge 
des vorhergehenden Abrechnungs-
zeitraumes und unter Berücksich-
tigung der begründeten Angaben 
des Gebührenpflichtigen geschätzt. 
Geschätzt wird auch, wenn die Able-
sung des Wasserzählers nicht ermög-
licht wird. 
(6) Wassermengen, die nachweislich 
nicht in die öffentliche Schmutzwas-
serbeseitigungseinrichtung gelangt 
sind, werden auf Antrag abgesetzt. 
Der Antrag ist nach Ablauf des Er-
hebungszeitraumes nach § 18 inner-

halb eines Monates beim Verband 
einzureichen. Für den Nachweis 
gilt Abs. 4 Sätze 2 bis 5 sinngemäß. 
Der WAZV kann von den Gebüh-
renpflichtigen zum Nachweis der 
eingeleiteten oder abzusetzenden 
Schmutzwassermenge amtliche Gut-
achten verlangen, sofern kein ausrei-
chender Nachweis geführt wird. Die 
Kosten hierfür trägt grundsätzlich 
die oder der Gebührenpflichtige.
(7) Bei Gebührenpflichtigen mit 
Großviehhaltung in landwirtschaft-
lichem Voll- oder Nebenerwerb hat 
der WAZV abweichend von Abs. 6 
die Wassermenge, die in die öffent-
liche Schmutzwasserbeseitigungsein-
richtung gelangt, pauschal nach der 
durchschnittlichen Wassermenge 
vergleichbarer privater Haushalte 
im Gebiet der Mitgliedsgemeinden 
als Bemessungsgrundlage für die 
Schmutzwassergebühr festzusetzen.
(8) Sofern einzelne Gebühren-
schuldner nach der Schmutzwas-
serbeseitigungssatzung unzulässige 
Schadstoffeinleitungen vornehmen 
und sich dadurch die vom Verband 
zu zahlende Abwasserabgabe erhöht 
(Erhöhung der Zahl der Schadein-
heiten nach § 4 Abwasserabgaben-
gesetz, Verlust der Abgabenermäßi-
gung nach § 9 Abs. 5 Abwasserabga-
bengesetz), werden den Gebühren-
schuldnern die erhöhten Kosten voll 
auferlegt. 

§ 15 Gebührensatz
(1) Die Leistungsgebühr beträgt 
2,50 € / m³. 
(2) Die Grundgebühr gemäß Absatz 
3 beträgt pro Wohn- bzw. Gewerbe-
einheit 14,10 € mtl.
(3) Die Wohneinheit ist eine ab-
geschlossene Wohnung bei der fol-
gende Voraussetzungen erfüllt sind:  
a) bauliche Trennung durch Wände 
und Decken von anderen benach-
barten Wohnungen und Räumen;  
b) eigener Zugang über ein Trep-
penhaus (Wohnungseingangstüren) 
oder direkt ins Freie (Haustüren) 
c) ermöglicht die Führung eines 
Haushaltes mit stets einer Küche 
oder Kochnische sowie Wasserver-
sorgung, Ausguss und Toilette sowie 
mindestens die Mitbenutzungsmög-
lichkeit einer Etagen- oder Außen-
toilette. 
Für gewerbliche und andere nicht 
zu Wohnzwecken genutzte Ver-
brauchsstellen wird die Anzahl der 
den Wohneinheiten äquivalent 
entsprechenden Gewerbe- bzw. 
anderen wirtschaftlichen Einheiten 
in Abhängigkeit von der durch die 
Zählergröße bestimmten maximalen 
Durchflussmenge festgelegt:
 
Wasserzähler (WZ) 05 (max. 5m³ / 
Std.) WZ 05 = 1 WE 

(4) Für Schmutzwasser, das gegen-
über häuslichem Schmutzwasser ei-
ne höhere Verschmutzung aufweist, 
wird zur Schmutzwassergebühr ein 
Zuschlag erhoben.  
Voraussetzung für die Festsetzung 
des Zuschlages ist, dass 
a) das eingeleitete Schmutzwasser ei-
nen biologischen Sauerstoffbedarf in 
5 Tagen (BSB5) von über 800 mg/l 
oder einen chemischen Sauerstoff-
bedarf (CSB) von über 1.500 mg/l 
aufweist und 
b) die jährliche Einleitungsmenge 
an Schmutzwasser mind. 3.000 m³ 
beträgt. 
Der Zuschlag (Z) in € pro m³ er-
rechnet sich nach folgender Formel: 
Z = (Schmutzwassergebühr x (0,5 
x (gemessener BSB5 - 800 )+ 0,5 x 
(gemessener CSB – 1.500)) :10.000) 
x V 
Dabei gibt V den Faktor des Anteils 
der verschmutzungsabhängigen Ko-
sten an den Kosten der Schmutzwas-
serbeseitigung wieder. Er beträgt 1,5. 
Ist einer der beiden Summanden im 
Klammernausdruck der Formel ne-
gativ, so wird er bei der Berechnung 
des Zuschlages nicht berücksichtigt. 
Der so errechnete Zuschlag wird auf 
volle Cent abgerundet. 
Der Berechnung wird die BSB5- 
und CSB-Konzentration zugrunde 
gelegt, die vom Verband auf Grund 
eines Messprogrammes mit Misch-
proben über den Produktionszeit-
raum von einer Woche für jede 
Einleitungsstelle ermittelt wird. Die 
Untersuchungsergebnisse beziehen 
sich auf Schmutzwasser in der nicht 
abgesetzten, homogenisierten Probe. 
Wird während des Messprogrammes 
an der gleichen Einleitungsstelle 
auch Niederschlagswasser eingeleitet, 
so wird die Messung verworfen, so-
bald die Niederschlagsmenge mehr 
als 10 % der eingeleiteten Schmutz-
wassermenge beträgt. 
Es werden auf Grund dieser Satzung 
zum Zweck der Berechnung des 
Zuschlages folgende Festsetzungen 
getroffen: 
aa) die gemessenen BSB5- und 
CSB-Konzentrationen gelten ab der 
Messung bis zum jeweiligen Ablese-

zeitpunkt
bb) bei mehreren Einleitungsstellen 
in das Kanalnetzes wird der Zuschlag 
für jede Einleitungsstelle gesondert 
berechnet. Die gebührenpflichtige 
Wassermenge wird im Verhältnis 
der bei der Messung ermittelten 
Wassermengen auf die einzelnen 
Einleitungsstellen verteilt. 
Macht der Gebührenpflichtige gel-
tend, dass sich durch Veränderungen 
an den Entwässerungseinrichtungen 
oder durch Umstellung in der 
Produktion die BSB5- oder CSB-
Konzentration im Schmutzwasser 
oder die mengenmäßige Verteilung 
des Gesamtabflusses auf einzelne 
Einleitungsstellen geändert hat, so  
führt der Verband vor Ablauf des 
in Abs. 7 genannten Zeitpunktes auf 
Antrag und auf Kosten des Gebüh-
renschuldners eine erneute Messung 
durch. Die Messergebnisse werden 
der Gebührenschuld ab dem Zeit-
punkt der Antragstellung zugrunde 
gelegt.

§ 16 Gebührenpflichtige
(1) Gebührenschuldner ist, wer die 
mit der jeweiligen öffentlichen Ein-
richtung gebotene Leistung in An-
spruch nimmt (Benutzer). Gebüh-
renpflichtig ist auch der Eigentümer. 
Ist ein Erbbaurecht bestellt, tritt an 
dessen Stelle der Erbbauberechtigte 
des angeschlossenen Grundstücks. 
Gebührenpflichtige sind außerdem 
Nießbraucher oder sonstige zur 
Nutzung des Grundstücks Berech-
tigte. Mehrere Gebührenpflichtige 
sind Gesamtschuldner. Mieter und 
Pächter haften für den ihnen zure-
chenbaren Anteil der Gebühr, sofern 
sie nicht selbst Gebührenschuldner 
sind.
(2) Beim Wechsel des Gebühren-
pflichtigen geht die Gebührenpflicht 
Tag genau zum Übergangsstichtag 
auf den neuen Pflichtigen über. 
Wenn der bisher Gebührenpflichti-
ge die Mitteilung über den Wechsel 
versäumt, so haftet er für die Gebüh-
ren, die auf den Zeitraum bis zum 
Eingang der Mitteilung (§ 25) beim 
Verband entfallen neben dem neuen 
Pflichtigen.

Bezeichnung    Bezeichnung         Bezeichnung             Entspricht WE neu
neu                   alt                         lt. Satzung alt

Q3 2,5         Qn 1,5
Q3 4          Qn 2,5 WZ 05 = 1 WE       1 WE
Q3 10         Qn 6  WZ 10 = 2 WE      2 WE
Q3 16        Qn 10  WZ 20 = 4 WE      4 WE 
Q3 25         Qn 15  WZ 30 = 6 WE      6 WE
Q3 40        Qn 25  WZ 40 = 8 WE      8 WE
Q3 63        Qn 40  WZ 50 = 10 WE      10 WE
Q3 100        Qn 60  WZ 60 = 12 WE      12 WE
Q3 160        Qn 100  WZ 70 = 14 WE      14 WE
Q3 240        Qn 150 WZ 80 = 16 WE      16 WE 
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§ 17 Entstehung und Beendi-
gung der Gebührenpflicht

Die Gebührenpflicht entsteht, so-
bald das Grundstück an die öffent-
liche Schmutzwasserbeseitigungsein-
richtung angeschlossen ist oder der 
öffentlichen Schmutzwasseranlage 
von dem Grundstück Schmutzwas-
ser zugeführt wird. Sie erlischt, 
sobald der Grundstücksanschluss 
beseitigt wird oder die Zuführung 
von Schmutzwasser endet, weil die 
Grundstücksentwässerungsanlage 
vom Gebührenpflichtigen stillgelegt 
worden ist. Über die Stilllegung der 
Grundstücksentwässerungsanlage 
hat der Gebührenpflichtige den Ver-
band schriftlich zu unterrichten 
 

§ 18 Erhebungszeitraum
Erhebungszeitraum ist grundsätzlich 
das Abrechnungsjahr an dessen Ende 
die Gebührenschuld entsteht. Endet 
die Zuführung von Schmutzwasser 
vor Ablauf des Abrechnungszeit-
raumes, entsteht die Gebühren-
schuld am Ende des Einleitzeit-
raumes. Soweit die Gebühr nach den 
durch Wasserzähler bzw. Schmutz-
wassermengenmesseinrichtungen 
ermittelten Wassermengen erhoben 
wird, gilt als Berechnungsgrundlage 
für den Erhebungszeitraum der Was-
serverbrauch der jeweiligen Ablese-
periode.

§ 19 Veranlagung und Fälligkeit
(1) Die Veranlagung der Gebüh-
renpflichtigen zu Schmutzwasser-
beseitigungsgebühren erfolgt durch 
Bekanntgabe eines Heranziehungs-
bescheides für jeden Erhebungszeit-
raum. Die Gebühren werden einen 
Monat nach Bekanntgabe des Be-
scheides fällig.
Die Gebühren sind an die im Be-
scheid angegebene Stelle und zu den 
darin bezeichneten Fälligkeitstermi-
nen zu zahlen.

(2) Auf die nach Ablauf des Erhe-
bungszeitraumes endgültig abzu-
rechnende Gebühr sind monatliche 
Abschläge fällig. Die Höhe dieser 
Abschlagszahlungen wird durch Be-
scheid nach der Schmutzwassermen-
ge des abgelaufenen Erhebungszeit-
raumes festgesetzt.

(3) Entsteht die Gebührenpflicht 
erstmals im Laufe eines Kalender-
jahres so wird der Abschlagszahlung 
diejenige Schmutzwassermenge zu-
grunde gelegt, die der pauschalierten 
personenbezogenen Durchschnitts-
menge entspricht bzw. den Erfah-
rungswerten vergleichbarer Kunden.

Abschnitt V
Dezentrale Schmutzwassergebühr

§ 20 Gebührenmaßstab
und Gebührensatz

(1) Die Schmutzwassergebühr für 
abflusslose Gruben wird als Men-
gengebühr berechnet, wobei die 
Schmutzwassermenge zugrunde ge-
legt wird, die im Erhebungszeitraum 
in die Schmutzwasserbeseitigungs-
einrichtung gelangt. § 14 Abs. 2 bis 
7 gelten entsprechend. Die Berech-
nungseinheit für die Mengengebühr 
ist 1 m³ Schmutzwasser. 
(2) Die Gebühr für die Kleinklär-
anlagen wird nach der entnom-
menen Menge Fäkalschlamm bzw. 
Fäkalschmutzwasser bemessen. Be-
rechnungseinheit für die Gebühr ist 
1 m³ Fäkalschlamm.
(3) Die für die Inanspruchnahme 
der dezentralen Schmutzwasserbe-
seitigungseinrichtung zu zahlende 
Schmutzwassergebühr beträgt:
1. für 1 m³ Schmutzwasser aus ab-
flusslosen Gruben: 9,90 €
2. für 1 m³ aus Kleinkläranlagen ab-
gefahrenen Klärschlammes: 39,90 € 

§ 21 Gebührenpflichtige
§ 16 gilt entsprechend.

§ 22 Entstehung und Beendigung 
der Gebührenpflicht

Die Gebührenpflicht entsteht, 
sobald der Schmutzwasserbeseiti-
gungsanlage von dem Grundstück 
Schmutzwasser aus abflusslosen 
Gruben bzw. Fäkalschlamm aus 
Kleinkläranlagen zugeführt werden 
kann. Die Gebührenpflicht erlischt, 
sobald das Grundstück an die zen-
trale öffentliche Schmutzwasserbe-
seitigungsanlage angeschlossen ist 
oder zu dem Zeitpunkt, in dem die 
Grundstücksschmutzwasseranlage 
außer Betrieb genommen wird. Die-
ser Termin ist dem Verband schrift-
lich mitzuteilen.

§ 23 Festsetzung
und Fälligkeit der Gebühr

(1) Die Mengengebühren, werden 
durch Bescheid festgesetzt und ei-
nen Monat nach Bekanntgabe des 
Bescheides fällig.
(2) Bei der dezentralen Schmutz-
wasserbeseitigung für Kleinklär-
anlagen erfolgt die Veranlagung 
zu den Mengengebühren nach der 
Durchführung der Entsorgung auf 
der Grundlage der Nachweise der 
entsorgten Mengen.
(3) Erhebungszeitraum bei der 
dezentralen Schmutzwasserbeseiti-
gung für abflusslose Gruben ist das 
Abrechnungsjahr, an dessen Ende 
die Gebührenschuld entsteht. § 18 
Satz 2 und 3 sowie § 19 Abs. 2 und 
3 gelten entsprechend.

Abschnitt VI.
Gemeinsame Vorschriften

§ 24 Auskunfts-
und Duldungspflicht

(1) Die Abgabenpflichtigen gemäß 
§ 16 haben dem WAZV und dessen 
Beauftragten die für die Festsetzung 
und Erhebung der Abgaben erfor-
derlichen Auskünfte zu erteilen.
(2) Der WAZV und dessen Beauf-
tragter können an Ort und Stelle 
ermitteln. Die nach Abs. 1 zur Aus-
kunft verpflichteten Personen haben 
dies zu ermöglichen und in dem er-
forderlichen Umfang zu helfen.

§ 25 Anzeigepflicht
(1) Jeder Wechsel der Rechtsver-
hältnisse am Grundstück mit Aus-
wirkung auf die Abgabenpflicht ist 
dem WAZV sowohl von der Veräu-
ßerin/dem Veräußerer als auch von 
der Erwerberin oder dem Erwerber 
innerhalb eines Monats schriftlich 
anzuzeigen.
(2) Sind auf dem Grundstück Anla-
gen vorhanden, die die Berechnung 
der Abgaben beeinflussen, so hat die 
oder der Abgabenpflichtige dies un-
verzüglich dem Verband schriftlich 
anzuzeigen. Dieselbe Verpflichtung 
besteht für sie oder ihn, wenn solche 
Anlagen neu geschaffen, geändert 
oder beseitigt werden.

§ 26 Datenverarbeitung
(1) Zur Feststellung der sich aus 

dieser Satzung ergebenden Abga-
bepflichten sowie zur Festsetzung 
und Erhebung dieser Abgaben, ist 
die Verarbeitung (§ 4 Abs. 1 DSG 
LSA) der hierfür erforderlichen per-
sonen- und grundstücksbezogenen 
Daten gemäß §§ 9 und 10 DSG 
LSA (Vor- und Zuname des Abga-
benpflichtigen und deren Anschrif-
ten, Grundstücks- und Grundbuch-
bezeichnungen) durch den Verband 
zulässig.

(2) Der Verband darf die für Zwe-
cke der Grundsteuer, des Liegen-
schaftsbuches und des Melderechtes 
bekanntgewordenen personen- und 
grundstücksbezogenen Daten für 
die im Absatz 1 genannten Zwecke 
nutzen und sich die Daten von den 
entsprechenden Ämtern (Finanz-, 
Liegenschafts-, Steuer-, Einwohner-
melde- und Grundbuchamt) über-
mitteln lassen, was auch im Wege 
automatischer Abrufverfahren erfol-
gen kann.

§ 27 Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig im Sinne von § 16 
Abs. 2 Nr. 2 KAG LSA handelt, wer 
vorsätzlich oder leichtfertig  
1. entgegen § 14 Abs. 4 S. 1 die 
Wassermenge nicht oder nicht frist-
gemäß anzeigt,
2. entgegen § 14 Abs. 4 S. 2 den 
Nachweis durch Wasserzähler oder 
Schmutzwassermengeneinrichtungen 
nicht erbringt und/oder diese nicht 
einbauen lässt;
3. entgegen § 24 Abs. 1 die für die 
Festsetzung und Erhebung der Abga-
ben erforderlichen Auskünfte nicht 
erteilt;
4. entgegen § 24 Abs. 2 verhindert, 
dass der Verband bzw. der von ihm 
Beauftragte an Ort und Stelle ermit-
teln kann, bzw. die dazu erforder-
liche Hilfe verweigert;
5. entgegen § 25 Abs. 1 den Wechsel 
der Rechtsverhältnisse am Grund-
stück nicht innerhalb eines Monats 
schriftlich anzeigt;
6. entgegen § 25 Abs. 2 nicht unver-
züglich schriftlich anzeigt, dass Anla-
gen auf dem Grundstück vorhanden 
sind, die die Berechnung der Abgabe 
beeinflussen;
7. entgegen § 25 Abs. 2 Satz 2 die 

Neuanschaffung, Änderung oder 
Beseitigung solcher Anlagen nicht 
schriftlich anzeigt.
Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße bis zu 10.000,- € 
geahndet werden. Die Geldbuße soll 
den wirtschaftlichen Vorteil, den der 
Pflichtverletzer aus der Ordnungs-
widrigkeit gezogen hat, übersteigen. 
Reicht das Höchstmaß hierzu nicht 
aus, so kann es überschritten werden.

§ 28 Zwangsmittel
(1) Für den Fall, dass die Vorschrif-
ten dieser Satzung nicht befolgt wer-
den oder gegen sie verstoßen wird, 
kann nach § 71 des Verwaltungs-
vollstreckungsgesetzes des Landes 
Sachsen-Anhalt vom 23. 06. 1994 
(GVBl. S. 710) i. V. m. §§ 53 – 59 
des Gesetzes über die Öffentliche 
Sicherheit und Ordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt (SOG LSA) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
16. 11. 2000 (GVBl. LSA, S. 594) 
in der jeweils geltenden Fassung ein 
Zwangsgeld in Höhe von mindes-
tens 5,- € und höchstens 500.000,- € 
angedroht und festgesetzt werden. 

(2) Die zu erzwingende Handlung 
kann auch im Wege der Ersatzvor-
nahme auf Kosten des Pflichtigen 
vorgenommen werden.

(3) Das Zwangsgeld und die Kosten-
ersatzvornahme werden im Verwal-
tungszwangsverfahren eingezogen.

§ 29 Inkrafttreten
1) Diese Satzung tritt am Tage nach 
ihrer Veröffentlichung in Kraft.
2) Gleichzeitig tritt die Schmutzwas-
serbeseitigungsabgabensatzung vom 
14. 04. 2004 in Fassung der letzten 
Änderung vom 13. 12. 2017 außer 
Kraft.

Jessen, den 19. 12. 2019
Siegel

Giffey     
Verbandsgeschäftsführer
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